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Vor neuem Kriege?
Oeſterreich und Jtalien beſetzen Albanien!

Ließ die Vertagung der letzten Londoner Botſchafterkonferenz
auf Montag (heute) noch eine friedliche Löſung der
Skutarifrage erhoffen, ſo haben die politiſchen Ereigniſſe
der beiden letzten Tage dieſe Hoffnung wieder faſt völlig ver
nichtet. Düſterer und bedrohlicher denn je bedecken die Kriegs-
wolken wieder den politiſchen Horizont. Die heutige Botſchafter-
konferenz iſt allem Anſchein nach für das weitere Verhalten
Oeſterreichs in der montenegriniſch-albaniſchen Frage nur noch
von formeller Bedeutung, und es ſprechen nicht weniger als alle
Anzeichen dafür, daß die Wiener Deſperados morgen bereits
das Signal zum Losſchlagen geben werden. Zu der Skutari-
frage iſt ihnen jetzt auch noch die ſchon längſt gewünſchte Ge-
legenheit zur Verwirklichung ihrer Ziele in Albanien gekom-
men, und die ſogenannte albaniſche Frage iſt ganz unvermittelt
wieder in den Vordergrund getreten. Wie dem Vorwärts
aus Wien geſchriebew wird, würde nach der ganzen
Entwicklung der Dinge ſelbſt ein vollſtändiges Nach-
geben der Montenegriner den Einmarſch in Albanien nicht
mehr aufhalten können. Und auch die ſofortige Räumung
Skutaris würde die bewaffnete Jntervention der Adria-
mächte, die ſo gut wie beſchloſſene Sache iſt, nicht mehr hindern
können. Oeſterreich- Ungarn und Jtalien ſind näm-
lich übereingekommen, Albanien zu beſetzen.

Oeſterreich iſt die Okkupation Nordalbaniens überwieſen,
Jtalien wird in Südalbanien einrücken. Es kennzeichnet das
vollſtändige Fiasko der öſterreichiſchen Politik, daß Oeſterreich-
Ungarn gerade das tut, was es für Jahrzehnte als die eigent-
liche Gefahr, als die ſtärkſte Bedrohung ſeiner Lebensintereſſen
in der Adria erachtet hat und dem zu begegnen eben jener Pakt
mit Jialien geſchloſſen worden iſt, von dem es ſich die Jlluſion
des ſelbſtändigen Albanien verſpricht: daß es nämlich Jtalien
nun ſelbſt nach Valona führt und ihm die Beherrſchung über
die Straße von Otronto ausliefert. Daß es Jtalien verwehrt
werden müſſe, ſich in Südalbanien feſtzuſetzen, weil dieſe Feſt
ſetzung die Herrſchaft über das Adriatiſche Meer bedeuten
würde, das war bisher ein Dogma in Oeſterreich, und derjenige,
der an dieſem Glauben Sſatze hätte rütteln wollen, der hätte in
Oeſterreich riskiert, als Hochverräter von Oeſterreichs berechtig
ten Jntereſſen geſcholten zu werden. Und nun hat Oeſterreich
den Jtalienern dieſe Beſetzung ſelbſt vorgeſchlagen und bettelt
bei Jtalien, es möchte doch mit nach Albanien gehen und über
liefert ihm dann Südalbanien als berechtigte Jntereſſenſphäre!
Welch lächerliches Ende einer törichten Politik!

Aus zwei Gründen muß Oeſterreich auf die aktive Mitwir-
kung Jtaliens dringen. Erſtens könnte es den Krieg mit
Montenegro nicht übernehmen, wenn es durch die Teilnahme
Italiens nicht gedeckt würde. Da ſich die Schwarzgelben in die
alberne Ehrenfrage vollſtändig verrannt haben, ſo müſſen ſie
ihretwillen nun auch das Opfer auf ſich nehmen, Jtalien die
verlangten Konzeſſionen zu machen. Und Jtalien hat wirklich
alles ausbedungen. Es greift nur die Vorteile auf und über-
läßt das Schergenamt gegenüber Montenegro den dummen
Oeſterreichern. Jtalien erklärt nämlich, daß montenegriniſche
Gebiete nicht genommen werden ſollen, daß ſich die Straf-
expedition ausſchließlich auf die Räumung Skutaris beſchränken
müſſe. Jtalien wird an dem Kriege gegen Montenegro keinen
Teil haben und auch die „Befreiung“ Skutaris den Oeſter
reichern überlaſſen.

Auf der anderen Seite hat ſich, wie ja vernünftige Leute
längſt vorausſagten, die „Begründung“ des ſelbſtändigen Alba
niens als eine effektive Unmöglichkeit hecausgeſtellt und nach
dem Handſtreich Eſſad Paſchas iſt ſie erledigt. Die Skutari-
frage iſt eigentlich nur ein Vorwand und die Sachlage ſteht in
Wahrheit ſo, daß

Albanien zwiſchen Oeſterreich und Jtalien aufgeteilt
werden ſoll. Wohl wird die Teilung in zwei Jntereſſenſphären,
die Oeſterreich befolgt, damit begründet, daß ſonſt das Land in
völlige Anarchie verſinken müßte und daß ſonſt die Soldateska,
die im Norden Eſſad Paſcha befehligt, die Kultivierung unmöglich
macht! Aber man kommt leichter noch Albanien hinein als
heraus. Wenn einmal der Hrieg ausgebrochen ſein wird, wenn
für die „Befreiung“ Opfer gebracht ſein werden welche
wenigſtens im Norden nicht gering ſein werden ſo wird die
Beendigung nicht ſo leicht möglich ſein. Und ob es bei der Tei
lung in Jntereſſenſphären bleiben wird, iſt mehr als fraglich.
Wird die Okkupation Albaniens, die heute von Oeſterreich und
Ftalien anſcheinend im Einvernehmen beſchloſſen iſt, zur Tat,
ſo bildet ſie für die Zukunft die ſchwerſte Gefahr. Auch 1864
waren Preußen und Oeſterreich in der Befreiung Schleswig-
Holſteins einig und dann folgte 1866. Wer weiß, was auf die
Gemeinſamkeit des Beſitzes Albaniens folgen wird!

Die Befreierrolle Oeſterreichs in Albanien endet nun damit,
daß der Krieg gegen die Albaner beginnt. Der Feldzug gegen
Montenegro, der Skutari den Albanern verſchaffen ſoll, wird
auch als Krieg gegen Eſſad Paſcha geführt werden, gegen jene
Albaneſen alſo, die ſich von der ſchwarzgelben Protektion los
geſagt haben. Ein nettes Ende der Befreiungsrolle, aber ein

ö ichiſches Ende.e Frieden ſo gewichtige Frage iſt nun, ob es
Montenegro auf den Krieg ernſtlich ankommen laſſen oder ob
es, wenn die Oeſterreicher einrücken, alſo in letzter Stunde nicht
doch noch nachgeben und einlenken wird. Daß ein Krieg mit
Montenegro unter Umſtänden ein langwieriges Geſchäft wer
den könnte, in deſſen Verlauf es zu Zwiſchenfällen kommen

lönnte, die Rußland zur Einmiſchung veranlaſſen würden, iſt
leider nicht un wahrſcheinlich. Und dann würde die große
Gefahr für den europäiſchen Frieden durch die
ſchwarzgelbe Dummheit entfacht ſein.

Aber Oeſterreich iſt verrückt geworden. Und um ſein
ſagenhaftes Anſehen zu wahren, rennt es der fürchterlichen Ge
fahr entgegen. Es bereitet den Krieg in allen Gebieten vor,
vor allem gegen die eigenen Bürger. Jn Bosnien und
H erzegowina ſind bereits ſämtliche verfaſſungs-
mäßigen Freiheiten ſuspendiert worden, der mili-
täriſche Abſolutismus hat ſeine Schreckensherrſchaft begonnen.
Die Verhängung des Ausnahmezuſtandes in Dalmatien iſt
beſchloſſen und nach und nach wird der Belagerungszuſtand in
ganz Oeſterreich herrſchen. Die Unterdrückungs- und Verge
waltigungsrolle würde Oeſterreich auch beſſer paſſen, als die Be
freievrolle, mit der es in Europa und insbeſondere den verbün-
deten Reichen gegenüber ſolange geblufft hat.

Oeſterreich und die Botſchafterkonferenz.
Wien, 4. Mai. Die Blätter betonen, die morgige Sitzung

der Botſchaftervereinigung bedeute für OeſterreichUngarn nicht
mehr die Möglichkeit neuer Entſcheidungen. Sowohl die Be-
ſtimmung eines geeigneten Zeitpunktes für ein etwaiges
aktives Eingreifen wie die Art und Weiſe der Durchführung
der Aktion müſſe der Entſcheidung der meiſtintereſſierten
Mächte vorbehalten bleiben. Das Neue Wiener Tagblatt er-
klärt, wenn infolge des Widerſtandes Monktenegros und infolge
der Verweigerung der Teilnahme der übrigen Mächte eine ge-
ſonderte Aktion unternommen wird, ſo wird ſie naturgemäß
die Herſtellung des Rechtszuſtandes zur Aufgabe haben, den
Europa für das neue Albanien feſtgefetzt hat. Alle anders
lautenden Nachrichten über den Zweck der Aktion beruhen durch
weg auf Kombinationen, die jeder tatſächlichen Grundlage ent
behren.

Wien, 3. Mai. Zur albaniſchen Frage ſchreibt die
Wiener Allgemeine Zeitung: Die Verhältniſſe in Albanien
haben ſich derart geſtaltet, daß ſich die Notwendigkeit eines Ein
greifens herausſtellt, um in jenem Lande die Vorbedingungen
zu ſchaffen, welche unerläßlich ſind, den Rechtsguſtand in
Albanien herzuſtellen, wie er durch die Beſchlüſſe Europas
ſtatuiert wurde. Oeſterreich-Ungarn wird ſelbſtverſtändlich
auch in dieſer Frage denſelben Standpunkt einnehmen wie in
der Skutarifrage, daß dem Willen Europas Geltung verſchafft
werden muß und daß daher durch ein eventuell notwendig
werdendes Eingreifen jene Hinderniſſe beſeitigt werden, welche
ſich in Albanien der Durchführung der Beſchlüſſe Europas ent-
gegenſtellen.

Oeſterreichiſche Kriegsdrohungen.

Wien, 4. Mai. An „kompetenter Stelle“ wird erklärt, daß
morgen in der in London ſtattfindenden Botſchafterkonferenz
die Würfel beſtimmt fallen werden. Wenn in dieſer Sitzung
mitgeteilt wird, daß Montenegro bedingungslos Skutari
räumen werde, bleibt der Friede erhalten und die Ueberein-
ſtimmung des europäiſchen Konzerts würde wieder hergeſtellt
ſein. Jm entgegengeſetzten Falle wird Oeſterreich- Ungarn ſo-
fort die nötigen Verfügungen treffen, um Montenegro durch
Zwangsmaßregeln zur Räumung Skutaris zu zwingen.

Bosnien und die Herzegowina im Belagerungszuſtand.
Serajewo, 4. Mai. Geſtern iſt der Ausnahmezuſtand für

Bosnien und die Herzegowina erklärt worden. Durch die Aus-
nahmeverfügungen vom 2. Mai werden einzelne Beſtimmungen
des Landesſtatuts ſuspendiert, Einſchränkungen bezüglich des
Paß- und Meldeweſens und der Freizügigkeit eingeführt, die
Zivilperſonen unter die Militärgerichtsbarkeit geſtellt und Ein-
ſchränkung und Ueberwachung des Telegraphen- und Telephon-
verkehrs angeordnet.

Wien, 4. Mai. Hier wird mitgeteilt, daß bereits in den
allernächſten Tagen die Proklamierung des Aus
nahmezuſtandes auch für Böhmen und den nord-
weſtlichen Teil von Mähren geplant ſei. Die Kundmachungen
ſeien bereits fertig und würden das Datum 1. Mai tragen.

Einberufung des öſterreichiſchen Abgeordnetenhauſes.
Wien, 4. Mai. Präſident Sylveſter berief das Abgeord-

netenhaus für den 15. Mai ein. Jm Falle der Fortdauer der
auswärtigen Kriſe wird die Vertagung des Reichsrates er-
folgen.

Die öſterreichiſch-italieniſche Aktion in Albanien.
Rom, 3. Mai. Der Agenzia Stefani wird aus Wien ge

meldet: Aus Anlaß der Meldung eines Pariſer Blattes, daß
Eſſad Paſcha die Grenze von Epirus, ſo wie ſie von Griechen-
land feſtgeſetzt worden ſei, anerkannt habe, wird verſichert, daß

Oeſterreich- Ungarn und Jtalien ſich darüber ver-
ſtändigt hätten, daß ſie alle Handlungen Eſſad Paſchas
und alle ſeine Vereinbarungen mit den an Albanien angrenzen-
den Staaten als null und nichtig erklärten.

Wien, 4. Mai. Ein Teil der Preſſe ſetzt die heftigen An
griffe gegen die Politik des Grafen Berchthoid fort. Das Neue
Wiener Tageblatt bezeichnet deſſen Politik als eine total ver
fehlte und für Oeſterreich- Ungarn verhängnisvolle Oeſterreich-
Ungarn, ſchreibt das Blatt, habe gar kein Intereſſe daran, ein
ſelbſtändiges Albanien erſtehen zu ſehen und die Feſtſetzung der

Italiener in Südalbanien und die Beſchlagnahme Valonas, des
Schlitſſelpunktes zum Adriatiſchen Meere, durch die Jtaliener
ſei ein Teil zu einem zweiten Schleswig-Holſtein.

Montenegros Entſchädigungsanſprüche.
London, 4. Mai. Wie die Pall Mall Gazette erfährt, hat

der hieſige montenegriniſche Bevollmächtigte Popowitſch dem
britiſchen Auswärtigen Amt folgende Forderungen Monte-
negros als Entſchädigung für Skutari unterbreitet: Eine
Grenzberichtigung bei Podgoritza; den Beſitz des ganzen
Skutariſees und die volle Benutzung des Fluſſes Bojang als
Ausfluß des Sees.

Köln, 3. Mai. Ein Berliner Telegramm der Kölniſchen
Zeitung bezeichnet die Anſicht, daß auf der letzten Botſchafter
verſammlung am Donnerstag eine Gebietsentſchädigung für
Montenegro in Ausſicht geſtellt worden ſei, als unzutreffend.
Der am Donnerstag auf der Konferenz vereinbarte Schritt in
Cetinje ſchließt keinerlei Zuſicherung einer Gebietsentſchädi
gung ein, ſondern ſtellt lediglich eine künftige Hilfe der Mächte
zur Beſſerung der wirtſchaftlichen Lage in Montenegro in
Ausſicht.

Rücktritt des montenegriniſchen „Miniſterinms“,
Cetinje, 5. Mai. Der Miniſterrat ſchlug der Krone vor,

wegen Skutari, ſelbſt im Falle eines Waffenkonflikts, auf
dem bisherigen Standpunkt zu beharren. Da der König den
Vorſchlag ablehnte, demifſionierte das ganze Kabinett.

Wie wird ſich Serbien verhalten?
Wien, 3. Mai. Wie die Neue Freie Preſſe aus Belgrad be

richtet, iſt die Stimmung in Serbien erregt, und die
Haltung Serbiens zu den kommenden Ereigniſſen wird davon
abhängen, ob Miniſterpräſident Paſitſch ſtark genug ſein wird,
die nationaliſtiſchen Strömungen, die für eine aktive Unter
ſtützung Montenegros ſind, einzudämmen. Bis heute zeigt die
ſerbiſche Regierung keine Neigung, ſich durch Montenegro in
einen Krieg mit OeſterreichUngarn verwickeln zu laſſen. Schon
mit Rückſicht darauf, daß das Verhältnis zu Bulgarien noch
immer ungeklärt iſt.

Die Friedensverhandlungen.
Konſtantinopel, 3. Mai. Die von dem Miniſter des

Aeußern unterzeichnete otroma niſche Antwortnote
beſagt: Der Sultan hat von dem Jnhalt der gemeinſamen
Mitteilung Kenntnis genommen, welche die Botſchafter von
Oeſterreich-Ungarn, Großbritannien, Frankreich, Rußland,
Deutſchland und Jtalien unter dem Datum des 1. Mai über
geben haben. Jn Erwiderung darauf hat der Miniſter des
Aeußern die Ehre mitzuteilen, daß die Kaiſerliche Regierung
dieſe Mitteilung zur Kenntnis nimmt und das Erſuchen der
Mächte, die Feindſeligkeiten ſogleich einzuſtellen, annimmt
ſowie ihre Bevollmächtigten für die Friedensverhandlungen be
zeichnen wird. Nachdem die Kaiſerlich ottomaniſche Regierung
ihre Bevollmächtigen bezeichnet hat, wählt ſie an ihrem Teile
London als Ort des Zuſammentritts der Friedensunter-
händler.

Die Pforte fürchtet, daß ſich die Friedensverhand-
lungen noch bedeutend in die Länge ziehen werden.

Politiſche Aeberficht.
Halle (Saale), den 5. Mai 19

Rückgang des Schnapskonſums!
Erfreulicherweiſe geht der Schnapskonſum immer mehr

zurück. Die Menge des in den freien Verkehr gebrachten Trink-
branntweins betrug

überhaupt Liter pro Kopf
Hektoliter der Bevölkerung

Jm Jahr 1908/09 2650622 4,213909/10 1783 027 2,81910/11 1969 197 3,01I1911/12 1933 532 2,9Oktober März 1911/12 1068 982
„1912/13 983 700

Jm letzten Halbjahre iſt der Verbrauch im Vergleiche mit
der gleichen Zeit des Vorjahres wieder um über 1,10 Liter pro
Kopf der Bevölkerung geſunken. Aber es wird doch noch
immer viel zu viel Junkerſchnaps konſumiert. Der Boykott
gegen den Fuſel muß noch ſchärfer durchgeführt werden.
Dem Junker, der in der brutalſten Weiſe das Volk verhöhnt
und mißachtet, darf man nicht durch den Konſum ſeines
Schnapſes die Taſchen füllen

Die Polizei pfeift auf das Geſetz
Ueber das Dreiklaſſenrecht in Preußen wollten die polniſchen

Genoſſen in einer öffentlichen Verſammlung ihre in Bres-
la u wohnenden Landsleute in ihrer Mutterſprache
unterrichten. Nach S 12 des Reichsvereinsgeſetzes iſt der Ge
brauch einer fremden Sprache nach Ausſchreibung eines Wahl
termins zu den geſetzgebenden Körperſchaften überall ge-
ſtaktet, nur in Breslau nicht. Hier hatten die polniſchen Ge
noſſen die Rechnung ohne die Polizei gemacht. Gleich nach Er
öffnung der Verſammlung verbot der überwachende Kom
miſſar, polniſch zu ſprechen. Er habe vom Präſi
denten den Befehl, die Verſammlung ſofort aufzu-
löſen, wenn auch nur ein Wortpolniſch geſprochen
werde.
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Gegen das Verbot der polniſchen Sprache wird natürlich Be
ſchwerde eingelegt werden. Bevor dieſe aber erledigt iſt, ſind
die Landtagswahlen längſt vorüber Aber ſchließlich iſt das
Vorgehen des Polizeipräſidenten auch nur ein Stück Agitations-
arbeit, ſehen die Polen doch daraus, wie es in Preußen mit
„Recht und Geſetz“ beſtellt iſt. Ein ſolcher Anſchauungsunter-
richt tut im Wahlkampfe auch ſeine Dienſte.

en

Die polizeiliche Maifeierattacke.
Ueber die gemeldete polizeiliche Säbelei in Rüſt ringen

wird jetzt noch folgendes bekannt:
Nach Schluß der Vormittagsverſammlung, die von annähernd

3000 Perſonen beſucht war, wollten ſich die Maſſen ein kurzes
Stück in der am Verſammlungslokal vorbeiführenden Haupt-
ſtraße entlang bewegen, um, in zwangloſen Gruppen aufge-
löſt, nach ihren Behauſungen oder einem auf Oldenburger Ge
biet gelegenen Konzertgarten zu begeben. Als nun die erſten
Paſſanten etwa 100 Schritt gegangen waren, erſchien plötzlich
eine Schußmannskette, die die Straße abſperrte und in eine
Seitenſtraße abzuſchieben verſuchte. Dieſe Maßregel kam ganz
überraſchend, denn ſeit Jahrzehnten wird in Rüſtrigen der
1. Mai gefeiert und ſeit Jahrzehnten konnte man ſich auch dieſe
Straße entlang bewegen. Jnfolge dieſer plötzlichen Ueber-
raſchung ſtauten ſich die Angeſammelten und der Polizeikom-
miſſar, ein noch jugendlicher Herr, erließ einen dreimaligen
Vefehl, die Straßenkreuzung zu räumen. Währendveſſen hatten
die zehn Schutzleute ſchon blank gezogen und fuchtelten mit
ihren Säbeln dem Publikum vor dem Geſicht herum. Einige
beſonnene Genoſſen wandten ſich rückwärts und ſuchten die an
geſtaute Menge es war 100 Schritt vom Lokalausgang ent-
fernt zum Rückgang zu bewegen, was natürlich nicht leicht
war. Jm ſelben Augenblick aber ſauſten bereits die blanken
Säbel der Schutzlente auf Rücken und Wangen der Zurück-
drängenden, und auch ins Geſäß und in die Beine wurden eine
Anzahl Perſonen von hinten geſtochen. Frauen und Kinder
ſtanden mit in der vorderſten Reihe und es zeugt von der Wahl-
loſigkeit, mit der vorgegangen wurde, wenn man erfährt, daß
zwei Familienväter ernſtlich verletzt wurden, die auf jedem
Arme bezw. an der Hand ein Kind hatten. Sechs Perſonen
wurden ernſthaft verletzt wovon eine im Kranktenhauſe liegt.
Außerdem wurde noch eine Anzahl leicht verletzt, darunter ſind
auch einige, denen von den Polizeiſäbeln der Anzug zerfetzt
wurde. Eine bedrohliche Haltung des Publiknms oder gar eine
Gefahr für die Schutzleute lag nicht vor. Gewiß wurden, nach-
dem die Polizei blank gezogen hatte, aus der Mitte der Menge
einige Rufe ausgeſtoßen, u. a. auch Hochs auf die Soszialdemo-
kratie ausgebracht, nie aber wurde, wie die Polizei in ihrem
Bericht behauptet: „Nieder mit dem Kaiſer!“ gerufen. Kein
Ziviliſt und es war nicht nur Arbeiterpublikum in der Nähe

hat derartige Rufe gehört. Zudem hat die Polizei auch
niemanden verhaftet oder feſtgeſtellt!

Warum wohl nicht Nun, ſehr einfach: weil ſowohl die „Maje-
ſtätsbeleidigungen“ und „Schimpfreden“, wie die angeblichen
Steinwürfe ins Reich der Fabel gehören!

Von der Maifeier im Auslande.
Jn England. Aus London wird uns geſchrieben:

L. K. Die Maifeier iſt in England in dieſem Jahre in größerem
Umfange als je zuvor begangen worden. Jn London bewegte
ſich eine Prozeſſion von etwa 10000 Perſonen vom Themſe-
Kai durch die Straßen des Weſtends langſam nach dem Hyde-
Park, wo viele Tauſende von Feiernden bereits früher hinge-
ſtrörrt waren. Jn der Demonſtration waren faſt alle gewerk-
ſchaftlichen und politiſchen Organiſationen der Londoner Ar-
beiterbewegung mit ihren Bannern, Abzeichen und Muſikern
vertretern. Das maleriſchſte Element bildeten auch diesmal
die Kinder der ſozialiſtiſchen Sonntagsſchulen und die Liga
der jungen Bürger, die in etwa 50 großen Ausflugswagen an
der Spitze führen. Jm Park ſelbſt wurde von 15 Tribünen
herab geredet, darunter eine internationale Tribüne, um die
ſich die ſtark vertretenen ausländiſchen Arbeiter ſcharten, um
Reden in faſt allen europäiſchen Sprachen anzuhören. Unter
den Rednern befanden ſich auch die Abgeordneten O'Grady und
Thorne. Große Demonſtrationen fanden auch in den anderen

Großſtädten, insbeſonder- in Mancheſter, Leeds, Sheffield,
Birmingham und Glasgow ſtatt

Beſonders bedeutungsvoll war die diesjährige Maifeier aber
vor allem deshalb, weil ſie in großem Maßſtabe auch in die
entlegenen Jnduſtriegebiete eingezogen iſt. Jn Südwales
ruhte das ganze Grubenproletariat, 200 000 an der Zahl. Hier
wurde die Maifeier mit der Aufſtellung gewertkſchaftlicher
Forderungen, vor allem mit dem Kampf gegen die Nichtorgani-
ſierten, verknüpft. Jn allen Zentren wurden große Verſamm-
lungen abgehalten, wo außer den Führern der Bergarbeiter
die Abgeordneten Keir Hardie, Snowden und Henderſon,
ſprachen. Der Kampf zur Ausmerzung der Unorganiſierten
hat einen ſo glänzenden Erfolg gehabt, daß ſich in den letzten
Wochen etwa 50 000 Arbeiter dem Bergarbeiter-
verband angeſchloſſen haben. Jn dem ganzen ge-
waltigen Kohlengebiet blieben am 1. Mai nur etwa 4000 Un
organiſierte, und ihrem Beſchluſſe gemäß haben die Arbeiter in
den Gruben, wo dieſe Nichtorganiſierten arbeiten, den Streik
erklärt. Gegenwärtig befinden ſich etwa 52 000 Berg-
arbeiter im Streik. Der Streik wird aber wohl ſchwer-
lich lange dauern, denn die Un organiſierten beginnen der Ge-
werkſchaft zuzuſtrömen.

Die Maifeier in Ungarn. Wie überall, ſo geſtaltete
ſich auch in Ungarn die Maifeier diesmal impoſanter als je
zuvor. Alle Nachrichten, die aus dem Lande eingehen, zeigen
daß überall dort, wo die Arbeiter organiſiert ſind, die Maifeier
unter großer Beteiligung begangen wurde. Ueberall fanden
Verſammlungen und Demonſtrationszüge ſtatt. Jn Budapeſt
beteiligte ſich wohl die ganze Arbeiterſchaft am Demonſtrations-
zuge, der auf 100 000 Teilnehmer geſchätzt wird. Der Zug be-
wegte ſich durch die verkehrsreichſten Straßen der Hauptſtadt
und erfuhr keinerlei Störungen. Auch die Verſammlungen
in Temesvoir, Preßburg, Arad, Raab, Komorn, Klauſeburg,
Kronſtadt, Hermanſtadt uſw. verliefen trotz des ungeheuren
Andranges ruhig.

Die Bergleute feierten ſelbſt in den ſtaatlichen Betrieben und
hielten, da ihnen öffentliche Verſammlungen verboten waren,
Zuſammenkünfte in benachbarten Wäldern ab. Die zahlreich
aufgebotenen Gendarmen verſuchten, ſolche Verſammlungen
zu ſprengen; die Zuſammenſtöße blieben aber auch hier un-
blutig. Jn den Landgemeinden litt die Maifeier unter den
Gewalttätigkeiten der Behörden. Zahlreiche Nachrichten über
Verbote von Verſammlungen und Demonſtrationszügen liegen
vor. Die Genoſſen haben ſich aber auch hier ungeachtet der be
hördlichen Schikanen nicht abhalten laſſen, die Maifeier nach
Möglichkeit würdig zu begehen.

Franzöſiſches zur Berner Konferenz.
Aus Paris wird uns geſchrieben: Die franzöſiſchen Parla-

mentarier werden ſich vorausſichtlich recht zahlreich in Bern
einfinden. Als die Einladung erging, ſchien es, als ob die
Jdee einer Zuſammenkunft von deutſchen und franzöſiſchen
Volksvertretern auf dem neutralen Boden der Schweiz wenig
Anklang in bürgerlichen parlamentariſchen Kreiſen fände. Die
radikale Preſſe ſchwieg ſich aus, die reaktionäre Preſſe ſchwieg
die Konferenz tot und die gemäßigte Preſſe bemühte ſich, das
gleiche zu tun, unter dem Scheine neutraler Objektivität. Jn
den letzten zwei Wochen iſt jedoch darin eine Wandlung ein-
getreten. Den Anſtoß dazu gab die Reſolution des General-
rats des Jſèredepartements, deſſen Vorſitzender der Senats-
präſident Duboſt iſt, in der die Mitglieder des Parlaments
zur Teilnahme an der Konferenz aufgefordert wurden, um eine
deutſch-franzöfiſche Annäherung anzubahnen.

Seitdem iſt das Schweigen gebrochen worden. Die reaktionäre
Preſſe vom Schlage der antiſemitiſchen Libre Parole und des
klerikalen Echo de Paris nimmt offen gegen die Konferenz
Stellung. Dieſe Leute ſehen in jedem friedlichen Verſtändi-
gungsverſuch eine Gefahr für ihre reaktionäre Politik. Eine
deutſch- franzöſiſche Verſtändigung nun gar würde für ſie ein
wahrer Zuſammenbruch ſein. Die gemäßigte Preſſe verfolgt
weiter ihre verlegene Totſchweigetaktik. Die radikale und
linksrepublikaniſche Preſſe dagegen tritt jetzt offen und
energiſch für die Beſchickung der Konferenz ein. Der Rappel,
die Action, die Lanterne, die Petite Republique uſw., veröffent-
lichen Leitartikel, die alle auf denſelben Ton geſtimmt ſind

„Die Berner Konferenz wird von großer Bedeutung ſein, wenn
ſie eine deutſch- franzöſiſche Verſtändigung anbahnt Es liegt
im Jntereſſe der Republik, die den Frieden will, daß der Ver
ſuch dazu gemacht wird. Gehen wir deshalb nach Bern!“
Neben mehreren General- und Gemeinderäten, die zur Be-
ſchickung der Berner Konferenz aufgefordert haben, hat auch
die radikale Pariſer Parteiorganiſation einen gleichen Beſchluß
gefaßt. Man kann ſagen, daß außer bei den profeſſionsmäßigen
Chauviniſten, die Berner Konferenz, mit anderen Worten die
Ausſicht auf eine deutſch- franzöſiſche Verſtändigung in Frank-
reich allgemein ein ſympathiſches Echo findet.

Deutſches Reich.
Ein preußiſches Jrrengeſetz. Wie gemeldet wird, ſoll einer

der erſten Geſetzentwürfe, die dem neuen Landtag zugehen
werden, ein erſt ſein, das den Zweck hat, mit den be-
ſtehenden Mißſtänden in der Behandlung geiſteskranker Ver-
brecher aufzuräumen, und das ferner Beſtimmungen enthalten
wird, die ſich auf die Einſchließung in Jrrenhäuſer und
Nervenheilanſtalten beziehen.
Beſſer wäre es, man würde dieſe Materie reichsgeſetz

lich regeln, denn auf dem Gebiete des Jrrenweſens herrſchen
geradezu mittelalterliche Zuſtände.

Nationalliberale gegen den konſervativen Terrorismus.
Der Vorſtand des Nationalliberalen Vereins in Garde-
legen hat folgende Bekanntmachung erlaſſen:

„Viele liberale Geſchäftsleute unſerer Stadt, die, mit den
Dorfbewohnern der Umgebung Verbindungen haben, lehnen
es aus Furcht vor dem Boykott dez Bündler ab
ein Mandat als Wahlmann zu übernehmen. Darum bitten
wir auch die hieſigen konſervativen Geſchäftsleute, die auf
die liberale ſtädtiſche Bevölkerung rechnen, gleichfalls auf
das Mandat als Wahlmann zu verzichten, damit die liberale
Bevölkerung aus Selbſtachtung nicht dahin gedrängt werde,
ſolche Geſchäftsleute zu meiden. Das ſoll eine Bitte zum
Frieden ſein.“

Die Konſervativen, die ſich einer beſonders noblen
Kampfesweiſe rühmen, ſcheinen es im Reiche des Herrn Jordan
v. Kröcher ja recht nett zu treiben, wenn die Liberalen ſchon
zur Anwendung einer öffentlichen Bitte getrieben werden.

Schärferes Vorgehen gegen die Arbeiterjugend iſt jetzt
auch in Baden zu bemerken. Jn Offenburg gab das
Bezirksamt zur Maifeſtverſammlung, in welcher Landtagsabg.
Gen. Ad. Geck ſprach, die Weiſung, die Jugendlichen zu ent
fernen. Jn Schopfheim, an der badriſch-ſchweizeriſchen
Grenze, wurde dem Landtagsabg. Gen. Müller eröffnet, daß
der geplante Maifeſtumzug politiſchen Charakter trage und
deswegen Kinder und Perſonen unter 18 Jahren an dem Feſt-
zuge nicht teilnehmen dürften. Die Kinder hätten auch Schul-
ſtrafen zu gewärtigen. Die vom Miniſter des Jnnern ge-
troffene Anordnung ergehe im Einverſtändnis mit dem badi-
ſchen Unterrichtsminiſterium.

Der Trinkſpruch des Genoſſen Bebel. Das ſozialdemo-
kratiſche Preſſebureau teilt uns folgendes mit: Die Kölniſche
Zeitung berichtet von dem gemeinſamen Eſſen des Reichs
tagsvorſtandes, das kurz vor dem Beginn der n
ſtattfand. Es handelte ſich dabei um einen einfachen Akt par-
lamentariſcher Höflichkeit, dem ſich auch die fünf ſozialdemo
kratiſchen Mitglieder des Vorſtandes nicht entziehen konnten.
Sein Eſſen hat jeder Teilnehmer ſelbſt bezahlt. Die Kölniſche
Zeitung berichtet weiter, daß Genoſſe Bebel einen Toaſt auf
den Präſidenten ausgebracht habe. Das iſt wah r. Es ſind
bei dieſer Gelegenheit keinerlei Reden gehalten worden.

Soweit die Mitteilung. Daß „gemeinſame Eſſen“ nun ein
mal zum Betriebe des heutigen Parlamentarismus gehören,
kennt man, aber daß unſere Genoſſen daran teilnehmen
„mußten“, wird mancher bezweifeln.

Das ſog. preußiſche Herrenhaus verabſchiedete am Sonn
abend die Oſtmarkenvorlage. Jn der Debatte beklagte der
Oberbürgermeiſter von Bromberg, Herr Mitzlaff, daß die vom
Lande vertriebenen Polen in die Städte kommen. Das ſolle
die Regierung irgendwie abſtellen. Auf welche Weiſe, ſagte
der Herr Oberbürgermeiſter aber nicht. Mit der Jnterpreta-
tion der Verfaſſung durch dies Hakatiſten würde es ſchließlich
auch noch zu vereinbaren ſein, den Polen das Wohnen in den
Städten zu verbieten! Der Aerger darüber, daß alle Be
ſtrebungen, die Arbeiterjugend ihrer Klaſſe zu entfremden,
vergeblich find, kam in der Rede zum Ausdruck, die der Gene-
ral v. Biſſing bei der Denkſchrift über die ſtaatliche Jugend-
pflege hielt. Wir können ganz zufrieden ſein, wenn ſich der

(Nachdr.
verbotenDie Getreidebörſe.

Eine Geſchichte aus Chikago von Frank Norris.

Schluß.
Naß und neblig war der Abend hereingebrochen. Den ganzen

Tag hatte vom See her ein kalter Wind über die Stadt ge-
weht, und um acht Uhr, als Laura und Jadwin in die kahle,
ausgeräumte Bibliothek hinunterkamen, fiel ein ſtarker
Regen.

Laura hatte Jadwin den Arm gegeben. Die Schritte der
beiden hallten ſeltſam von dem teppichloſen Fußboden wider.

„So. Lieber,“ ſagte ſie. „Gib mir die Handtaſche. Setz dich
auf die Kiſte dort. Biſt du müde? Sexre lieber deinen Hut
auf. Es zieht hier überall, weil alle Möbel und Gardinen
fort ſimd.“

„Nein, nein, ich bin ganz munter, Alte.
ſchon da?“

„Noch nicht. Biſt du auch wirklich nicht müde? Es iſt dir
doch recht ſchlecht gegangen, weißt du, und das iſt erſt die erſte
Woche, ſeit du aufgeſtanden biſt. Du erinnerſt dich doch, der
Doktor

„Jch habe eine zu gute Pflegerin gehabt,“ entgegnete er und
ſtreichelte ihre Hand, „um jetzt nicht wieder kreuzfidel zu ſein.
Aber du mußt müde ſein, Laura. Tagelang ja ganze Nächte
biſt du nicht aus dem Zimmer gekommen, hat man mir ge-
ſagt.“ Sie ſchüttelte den Kopf, wie wenn ſie davon nichts
hören wollte.

„Jch bin neugierig,“ ſagte ſie und ſetzte ſich, die Hände über
einem Knie faltend, auf eine niedrige Kiſte, „ich bin neugierig,
wie der Weſten wohl ſein wird. Weißt du, Curtis, ich glaube,
er wird mir gefallen.“

„Wir werden aber ganz von vorn anfangen müſſen, Alte,“
ſagte er und ſchüttelte bedenklich den Kopf. „Zuerſt wird's
nicht ganz leicht ſein, fürcht' ich.“

Laurga lachte über ſeine Bedenken.
„Nicht leicht? Jetzt?“ Sie nahm ſeine Hand und legte ſie

an ihre Wange.
„Von Rechts wegen mützteſt du mich haſſen,“ begann er.

Was hab' ich andres getan, als dir Kummer zu bereiten und
dich ſchließlich dahin zu bringen, daß

Aber ſie ſchloß ihm mit ihrer behandſchuhten Hand den
Mund.

„Hör auf!“ rief ſie.
Glück meines Lebens gebracht.“

Jſt die Droſchke

„Still, Lieber. Du haſt mir das größte
Und dann murmelte ſie mit

weitgeöffneten, ſinnenden Augen: „Eine Uebergabe und kein
Triumph, und ich habe einen Sieg davongetragen, indem ich
mich ergab.“

„Wie ſagteſt du?“ fragte Jadwin.
en.“

Das ſchadet nichts,“ antwortete ſie. „Es war weiter nichts.
Hie Welt liegt jetzt offen vor uns, nicht wahr?

„Jch hab' dich nicht ver-

Und das

große Haus hier und das ganze Leben, das wir in ihm geführt
haben, das war nur eine Epiſode, die jetzt abgeſchloſſen iſt.“

„Das ſcheint ſo, wenn man ſich hier im Zimmer umſieht,“
ſagte er bitter. „Nichts iſt übrig geblieben als die Tapete.
Was glaubſt du, was wohl in dieſen Kiſten iſt

„Bücher und Portieren ſteht drauf.“
„Wer mag ſie wohl gekauft haben Jch glaubte, die Leute,

die das Haus gekauft haben, würden ſie auch mit übernehmen.
Wahrhaftig, es hat mir doch einen Ruck gegeben, wie das
Haus und alles ſo ſpottbillig wegging, und die Thetis auch,
bei Gott! Aber jetzt bin ich froh. Es iſt, als ob wir die
Ladung in unſerm Schiff gelöſcht hätten.“ Er ſah auf ſeine
Uhr. „Die Droſchke muß doch bald da ſein. Es iſt mir lieb,
daß wir die Koffer ſchon aufgegeben haben, das laßt uns mehr
Zeit.“

„Oh, da fällt mir ein!“ rief Laurg und öffnete vlötzlich ihre
Handtaſche. „Jch habe heute morgen einen langen Brief von
Page aus Neuyork bekommen. Willſt du hören, was ſie
ſchreibt? Jch hate keine Zeit und hab' ihn nur zum Teil ge-
leſen. Es iſt der erſte Brief, den ich von Page ſeit ihrer Ver-
heiratung erhalten habe.“

Er zündete ſich eine Zigarre an.
„Leg los“, ſagte er und ſetzte ſich

„Was ſchreibt Frau Court
„Meine liebſte Schweſter“, begann

ſind nun endlich in Neuyork. Die
recht ermüdet und eingeſtaubt,

auf ſeiner Kiſte zurecht.

Laura. „Landry und ich
Eiſenbahnfahrt hat uns

aber wir ſind hier in einem
reizenden kleinen Hotel, deſſen Beſitzer zugleich Chef de
cuisine iſt. Jedermann im Hauſe ſpricht Franzöſiſch. Jch
weiß, mein Akzent beſſert ſich, und Landry hat ſchon eine
Menge Phraſen gelernt. Wir leſen uns George Sand vor
und bereichern unſern Wortſchatz ungemein. Heute abend
gehen wir in ein Konzert. und ich habe entdeckt, daß demnächſt
ein höchſt intereſſanter Zyklus von Vorleſungen über Lite-
rariſche Richtungen oder ſo was ähnliches abgehalten werden
wird. Quelle chance Landrhy intereſſiert ſich außerordentlich
dafür. Du haſt keine Jdee, Laurga, welch tiefen Verſtand er
hat ein wirklicher Denker! Aber nun noch eine wirkliche
Neuigkeit. Wir brauchen vielleicht unſer altes Heim, das wir
zuerſt in Chikago bewohnten, nicht aufzugeben. Tante Weſſ'
ſchrieb neulich, daß ſie, wenn es dir angenehm wäre, das ganze
Haus mieten und das Untergeſchoß Landry und mir abver-
mieten würde. Dann hätten wir doch ein richtiges Haus über
dem Kopfe und nicht fremde Leute, die über uns wohnen. Und
ſie iſt eine ſo gute alte Seele, ich weiß, wir würden alle famos
miteinander auskommen. Schreibe mir darüber, ſobald du
kannſt. Jch weiß, es wird dir recht ſein, und Tante Weſſ
ſagte, ſie wäre mit jedem Mietpreiſe einverſtanden, den du
forderteſt. Vorgeſtern haben wir Frau Creßler beſucht. Sie
iſt jetzt ſchon beinahe vierzehn Tage hier und wohnt mit einer
un verheirateten Schweſter in einem ſehr ſchönen Hauſe (nicht
ſo ſchön als unſer Palaſt in der Nord-Avenue. Nie, nie werde
ich dieſes herrliche Haus vergeſſen). Wahrſcheinlich wird ſie
nun für immer hierbleiben. Sie ſagt, ſchon der Anblick der
alten Umgebung in Chikago würde mehr ſein, als ſie vertragen

könnte. Arme Frau Creßler! Wie gut für ſie, daß ihre
Schweſter und ſo weiter, und ſo weiter“, unterbrach ſich
Laura haſtig.

„Lies nur, lies nur“, ſagte Jadwin und wandte ſich raſch ab.
„Laß auch nicht eine Zeile aus. Jch möchte jedes Wort hören.“

„Das iſt alles, was ſie darüber ſchreibt“, erwiderte Laura.
„Wir wollen“, las ſie, eine Seite des Briefes umwendend,
weiter, „in etwa drei Wochen zurück ſein, und Landry wird
ſeine Arbeit in dem Eiſenbahnbureau aufnehmen, Mit dem
Spekulieren will er nichts mehr zu tun haben, ſagt er. Von
Herrn Jadwin ſpricht er beſtändig. Eine ſolche Anhänglichkeit
iſt dir noch nicht vorgekommen. Er ſagt, Jadwin wäre ein
Genie, der größte Finanzmann des Landes, und Landry
wüßte genau, daß er hätte gewinnen können, wenn ſich an
jenem Tage nicht alle gegen ihn gewendet hätten. Er wird nicht
müde, mir zu ſagen, daß Jadwin wie ein Vater zu ihm ge-
weſen wäre der gütigſte, großherzigſte Menſch, den er je
gekannt

Jadwin zupfte und zerrte an ſeinem Schnurrbarte.
„Ab bah, Unſinn ſo 'n kleiner Narr!“ polterte er heraus.
„Er hat dich von Anfang an einfach angebetet, Curtis“, er-

klärte Laura. Selbſt nachdem er wußte, daß ich dich heiraten
würde. Niemals iſt er eiferſüchtig geweſen, nie hat er von
irgend jemand ein Wort gegen dich hören wollen.“

„Gut gut, was ſchreibt denn Frau Court ſonſt noch?“
„Jch freue mich, zu hören“, las Laura, „daß Herr Gretry

nicht bankrott geworden iſt, obgleich Landry mir ſagt, er müſſe
eine Menge Geld verloren haben. Von Landrhy habe ich auch
erfahren, daß in Chikago achtzehn Maklerfirmen tags darauf
bankrott machten, nachdem Herr Gretry ſeine Zahlungen ein-
geſtellt hatte. Jſabel ſchickte uns ein Hochzeitsgeſchenk einen
reitenden Medizinkaſten voll homöopathiſcher Mittel- kleine
Pillen und derlei Sachen, du weißt ſchon. Aber da Landry
und ich nie krank ſind und wir uns beide über Homöopathie
luſtig machen, ſo weiß ich wirklich nicht, was wir damit an
fangen ſollen. Landry iſt ſo beſorgt um mich, als ob ich eine
Wachspuppe wäre. Aber ich wünſchte tatſächlich, er dächte mehr
an ſeine eigne Geſundheit. Nie will er ſeinen Gummimantel
bei Regenwetter tragen. Jch habe ſeinen Geſchmack genau
ſtudiert. Er zieht die franzöſiſche Operette der engliſchen vor,
liebt helle Farben an ſeinen Krawatten und ſchwärmt für ge-
füllte Tomaten.

Wir beide ſenden euch herzliche Grüße, und Landry läßt ſich
noch ganz beſonders Herrn Jadwin empfehlen. Jch hoffe,
dieſer Brief kommt noch rechtzeitig an, um euch bon voyage
und bon svocés zu wünſchen Wie großartig, daß Jadwin
dieſes neue Geſchäft noch als Rekonvaleſzent angefangen hat!
Landry ſagt, er ſei überzeugt, daß dein Mann in den nächſten
paar Jahren noch zwei oder drei Vermögen ſich erwerben wird.
Lebewohl, liebe Laurag. Stets deine dich liebende Schweſter

Page Court.“
P. S. Jch öffne dieſen Brief noch einmal, um dir zu ſagen,

daß wir Herrn Corthell geſtern auf der Straße begegnet ſind.
Morgen ſegelt er nach Europa.“

Schluß folgt.
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Ferr General übar uns ärgert. Schließlich wurde noch das
eſetz über die innere Koloniſation erledigt.

Wie man die Veteranen narrte. Jm vorigen Jahre
wurde in ganz Oſtpreußen von Haus zu Haus für die 10 000
bedürftigen oſtpreußiſchen Veteranen geſammelt. Man wollte
ihnen in dieſem Jahre aus Anlaß der Jahrhundertfeier eine
„Ehrengabe“ ſpenden. Nicht nur die Bewohner, ſondern auch
die Gemeinden gaben Geld; insgeſamt iſt eine Summe von
400000 Mk. eingekommen. Man glaubte allgemein, das
Geld würde unter die bedürftigen Veteranen verteilt werden.
Daran denkt aber der Oberpräſident nicht. Er will das Kapi-
tal vielmehr zinsbar anlegen und die Veteranen ſollen
nur einen Teil der Zinſen erhalten. Und zwarſollen in jedem der oſtpreußiſchen Stadt und Landkreiſe nur
drei Veteranen jährliche Unterſtützungen bekommen. Jn
Oſtpreußen würden alſo von den 10000 unterſtützungs
bedrüftigen Veteranen nur 117 etwas aus der „Veteranen-
ſpende“ erhalten. Der Reſt der Zinſen ſoll zum Kapital ge-
ſchlagen, und wenn die Veteranen geſtorben ſind, ſoll das
ganze Kapital der Landesverſicherungs-anſtalt Oſtpreußen zufallen!!

Dieſe Vorgänge ſind wieder einmal überaus bezeichnend für
das „ſoziale Emvfinden“ der preußiſchen Beamtenhirarchie.
Die Veter nen hungern, aber die „Veteranenſpende“ ſo! kapi-
taliſiert werden! Kann man die Veteranen noch ſchlimmer
verhöhnen?

Spionage. Die Eſſener Staatsanwaltſchaft ſoll einem
weitverzweigten Spionageunternehmen auf die Spur gekom-
men ſein. Es ſoll ſich um den Verkauf von Artillerie-
Munition an Frankreich handeln. Jn die Affäre ſind zahl-
reiche Perſonen verwickelt. So wurden in Aachen ein aus
Belgien ſtammender Hotelier und ein franzöſiſcher Sprach-
lehrer verhaftet. Auch in Köln ſind einige Perſonen feſt-
genommen worden. Nähere Angaben verweigert die Polizei.

Die Firma Krupp verſichert in einer Erklärung ausdrück-
lich, daß kein Angeſtellter ihrer Firma ſich unter den Ver-
hafteten befindet.

Norwegen.
Stimmrecht auch den Frauen! Der Verfaſſungsausſchuß des

norwegiſchen Storthing hat einſtimmig eine Vorlage beſchloſſen,

die das allgemeine ſtaatsbürgerliche Stimmrecht
für die Frauen unter denſelben Bedingungen wie für die
Männer einführen ſoll. Die Anzahl der Wähler bei den poli-
tiſchen Wahlen wird dadurch um 225 000 erweitert. Die nor-
wegiſchen Frauen beſitzen ſchon ſeit dem Jahre 1907 das all-
gemeine Stimmrecht bei den Kommunalwahlen. Ein
ſozialiſtiſches Mitglied des Verfaſſungsausſchuſſes ſchlägt gleich
zeitig vor, das Alter für die Gewährung des Stimmrechts auf
das 21. ſtatt das 25. Jahr feſtzuſetzen.

China.
Die innerpolitiſchen Wirren ſcheint Yuanſchitai jetzt mit

„ſtarker Fauſt“ „entwirren“ zu wollen. Er hat umfaſſende
militäriſche Maßnahmen getroffen, um, wie der Neuhyork
Herald aus Peking meldet, die revolutionväre Bewe
gung im Süden des Landes zu erſticken. Der Verteidiger
von Nanking während der Revolution, General TſchungTſchung
hat Befehl erhalten, mit 10 000 Mann nach Puko zu marſchieren
und im Notfall Nanking mit Gewalt zu beſetzen. Andere
Generale haben die Weiſung erhalten, gegen Yungtſchau und
e a vorzugehen. Gleichzeitig hat Yuanſchikai dafür ge
ſokgk, daß ſich ſeine Truppen nicht in den Beſitz der großen
Waffendepots in Hanyang ſetzen können. Der Präſident hofft
durch dieſe entſcheidenden Schritte bald wieder völlig Herr der
Situation zu werden. Der Vater der chineſiſchen Revolution,
Dr. Sunyatſen, hat nach einer Jnformation der Times ſchwere
Anklagen gegen die chineſiſche Regierung erhoben. Er behauptet,
daß die chineſiſche Regierung an dem Mordanſchlag Shung
Chigo en mitſchuldig ſei. Sunyatſen erklärt gleichfalls, daß
die ſogenannte Fünf-Mächte- Anleihe abſolut antikonſtitutionell
ſei. Die Erregung der Bevölkerung in China ſoll ſehr groß
ſein und Sunyatſen warnt das ausländiſche Kapital, der chine-
ſiſchen Regierung Geld zu borgen.

Kleine Auslandsnachrichten. Die öſterreichiſche Mili-
tärvorlage wird 36 000 Mann das Jahr mehr fordern,
alſo die Arme um 72 000 Mann vermehren. Die „Begründung“

iſt aus der deutſchen Militärvorlage abgeſchrieben. Koſten-
punkt: 110 Millionen einmalige und 40 Millionen dauernde
Ausgaben.

Die revolutionäre Bewegung in Mexiko greift
weiter um ſich. Die Morning Poſt bringt Meldungen aus
Mexiko, die die Lage als düſter hinſtellen. Man glaubt, daß
der Sturz Huertas unabwendbar iſt und innerhalb eines
Monats erfolgen werde. Die Finanznot des Landes iſt in
ſtetem Wachſen begriffen.

Volksabſtimmungin der Schwei z. Das Schweizer
Volk nahm am Sonntage mit 160 000 gegen 105 000 Stimmen
einen neuen Artikel in die Bundesverfaſſung auf, der den
Bundesbehörden das Geſetzgebungsrecht zur Bekämpfung
menſchlicher und tieriſcher Krankheiten gibt.

Gewerkſchaftliches.
Unternehmerbrutalität gegen Arbeiter, recht“.

Es iſt nichts Neues, daß die Arbeiter, die es wagen, ihre
Nechte zu wahren, von den Unternehmern glatt auf die Straße
geſetzt werden. Dieſe Praxis iſt ſo verbreitet, daß man ſich
jetzt ſchon nicht mehr ſcheut, offen vor Gericht auszuſprechen:

Wer ſein Recht geltend macht, wird rausgeworfen. Die große
Biegeleifirma Otto in Zwickau hatte 16 Arbeitern für
das Ausfahren der in den Aprilfröſten zerfrorenen Ziegel einen
ſo geringen Afkordlohn nachträglich feſtgeſetzt, daß die Arbeiter
noch beträchtlich unter dem Stundenlohn entlohnt wurden. Als

oder Angeſtellte des Fabrikarbeiterverbandes, nach erfolgloſer
Jntervention zugunſten der Arbeiter, in deren Namen die
Klage beim Gewerbegericht eingereicht hatte, ſetzte der Jnſpek-
tor der Firma den Leuten die Kündigungspiſtole auf die Bruſt
und ſuchte ſie zum formellen ſchriftlichen Verzicht auf ihre
Forderung zu bewegen. Er erreichte aber nur bei einem ſein
Ziel. Die anderen erhielten darauf ihre Kündigung. Vor dem
Gewerbegericht ſagte der Jnſpektor dem Vertreter der Kläger,
um dieſe zur Zurückziehung der Klage zu bringen: „Jch habe
den Leuten gekündigt, ſie haben aber darauf ertlärt, daß ſie ſich
lieber zufriedengeben und weiter arbeiten wollten.“ Als er
darauf aufmerkſam gemacht wurde, daß er nur bei einem
Manne damit Erfolg gehabt habe, daß aber die übrigen 15 noch
auf ihr Recht beſtehen, antwortete er: „Die ſtehen ſchon in
Kündigung, und wenn die Leute ihre Klage nicht zurückziehen,
dann müſſen ſie aufhören. Als ſchließlich auf Vorſchlag des
Vorſitzenden ein Vergleich auf Widerruf erfolgte, der den Ar-
beitern einen Teil ihrer Forderungen erfüllt und dafür die
Kündigung wieder aufhob, verſuchte der Jnſpektor durch noch-
malige Drohung mit Entlaſſung der Kläger deren Vertreter
zu zwingen, die Arbeiter zur Annahme des Vergleiches zu
drängen: Wenn der Vergleich widerrufen wird, werden die
Leute entlaſſen.

Dieſes Verfahren beleuchtet ſo recht die brutale Gewalt, die
der Unternehmer gegen den Arbeiter ausüben kann. Wenn die
Arbeiter durch Androhung des Streiks den Unternehmer zur
Erfüllung von Lohnforderungen zwingen wollen, werden ſie
wegen Erpreſſung beſtraft.

Lohnbewegungen in der Brauinduſtrie.
Jn Sonneberg i. Thür. ſtreiken ſeit dem 2. Mai die

Brauereiarbeiter, weil die Vrauereien keinerlei Zugeſtändniſſe
auf die eingereichten Tarifforderungen machen wollen. Die
Brouereien gehören der Koburger Vereinigung an und ſchützen
vor, ohne Erlaubnis der Vereinigung nicht unterhandeln und
auch keine Zuſagen machen zu können, und dieſe Erlaubnis
wäre ihnen von der Vereinigung, in welcher die rückſtändigen
Unternehmer von Koburg, Eisfeld uſw. dominieren, nicht ge-
geben.

Auch in der Brauerei Orth in Kaiſerslautern haben
am 2. Mai von 46 Beſchäftigten 42 die Arbeit niedergelegt.
Herr Orth hatte bei einer früheren Verhandlung mit den
Organiſationsvertretern Zuſagen gemacht, die er jetzt nicht
mehr anerkennen wollte. Die Arbeiter erſtreben einen Tarif-
vertrag, der in Kaiſerslautern noch nicht beſteht.

Aus der Provinz.
Vom Geſinde,recht“.

Dem minderjährigen Dienſtknecht M. in Oberweſſa bei
Weißenfels hatte ſein Arbeitgeber, der Gutsbeſitzer Edwin
Schrecker in Gröbitz, Kreis Weißenfels, als Schlafraum
eine Kammer angewieſen, in der es vor Wanzen und anderem
Ungeziefer nicht auszuhalten war. Deshalb ging der junge
Menſch öfter über Nacht zu ſeinen etwa eine Stunde entfernt
wohnenden Eltern. Als er dies eines Abends wieder tun wollte,
wurde er von dem Dienſtherrn geſchlagen und tn den
Schlafraum eingeſperrt. Wegen dieſer Behandlung
verließ der Dienſtknecht anderen Tages den Dienſt und er
ſtattete gegen den Prügler Strafanzeige wegen Miß-
handlung und Freiheitsberaubung.

Nun trat der Amtsvorſteher in Tätigkeit. Er „verfügte“
in der Zeit von Auguſt bis Dezember v. J. fünfmal, daß der
Knecht den Dienſt bei dem Gutsbeſitzer binnen zwei Tagen
wieder aufnehmen ſolle. Jeder Verfügung war die An
drohung einer Geldſtrafe von 30 Mk. eventuell drei
Tagen Haft beigefügt. Ebenſo war in den nachfolgenden Ver-
fügungen die vorher angedrohte Geldſtrafe feſtgeſetzt. Weil
der Knecht die Geldbeträge nicht bezahlen konnte, wurde Haft
gegen ihn feſtgeſetzt. Leider hatte der junge Mann unterlaſſen,
gegen den Rückkehrbefehl das Verwaltungsſtreitverfahren ein-
zuleiten.

Jm November ließ der Erſte Staats anwalt in Naum-
burg ſich auf den gegen den Prügler erſtatteten Strafantrag
hören: Gegen den Landwirt ſei Anklage wegen Freiheit s-
beraubung erhoben. Dagegen ſei abgelehnt, wegen
Beleidigung und Körperverletzung gegen ihn ein
zuſchreiten. Nach S 77 der Preußiſchen Geſindeordnung könne
das Geſinde, wenn es die Herrſchaft durch ungebührliches Be
tragen zum Zorn reizt und alsdann von ihr mit Scheltworten
oder geringen Tätlichkeiten behandelt wird, dafür keine ge
richtliche Genugtuung fordern. Dies ſei bei dem
Knecht aber der Fall. Er habe den Angeſchuldigten dadurch zum
Zorn gereizt, daß er wiederholt die Nacht über weggeblieben
und infolgedeſſen am nächſten Morgen zu ſpät zur Arbeit ge
kommen ſei. Der Staatsanwalt ſollte wiſſen, daß das durch
F 77 der Geſindeordnung der Herrſchaft eingeräumte mittelbare
Züchtigungsrecht durch Art. 95 des Einführungsgeſetzes zum
Bürgerlichen Geſetzbuch beſeitigt iſt und daß unter allen Um-
ſtänden im vorliegenden Fall der Dienſtherr im öffentlichen
Intereſſe anzuklagen war. Der unwiſſende Minderjährige
hatte leider Beſchwerde nicht erhoben.

Wie wurde es mit der Anklage gegen den Guts-
beſitzer wegen Freiheitsberaubung?

Die Strafkammer des Landgerichts in Naumburg ſprach ihn
frei. Und wie kam das? Jn der Verhandlung wurde feſtge-

ſtellt, daß der Gutsbeſitzer „Gewalt angewendet und den Knecht
eingeſperrt hatte, weil dieſer ſich ſeinem Willen nicht unter
ordnen wollte“. Aber der Agrarier „brauchte wegen der Ernte
arbeiten den Knecht notwendig“. Wenn dieſer aber den
Abend zu ſeinen Eltern lief, um am anderen Morgen, nach
einem Marſch von ſechs Kilometern, wieder zur Arbeit zu er
ſcheinen, dann ſei er müde. Das Gericht glaubte auch die
zeugeneidliche Bekundung des Dienſtknechtes, er ſei wegen des
maſſenhaft in der Schlafkammer vorhandenen Ungeziefers
nachts nach Hauſe gegangen, nicht als zweifelsfrei betrachten
zu dürfen: Weil er nicht oft und nachdrücklich genug
über die Beläſtigung beim Arbeitgeber, nach deſſen Angaben,
vorſtellig geworden ſei. Der Anwalt des Angeklagten
tat die Klagen des Knechtes über das Ungeziefer mit dem ge
ſchmackvollen Scherz ab: „Wenn die Wanzen ſich vollgeſoffen
hätten, ließen ſie den Knecht in Ruhe und er könne dann ruhig
ſchlafen.“

Das Gericht kam zu der Auffaſſung, der Gutsherr hätte ge
glaubt, „er ſei berechtigt, ſo zu handeln, er könne den wider-
ſtrebenden Willen des Knechtes brechen und ihn zwingen, die
Hausordnung undn die Arbeitszeit innezuhalten“. Er habe
ſich demnach nur geirrt über ſeine Rechte aus dem Vertrags-
verhältnis. „Jſt das aber der Fall, ſo hat ihm, als er den
Knecht einſperrte, das Bewußtſein gefehlt, er handle
widerrechtlich. Fehlte aber, wie das Gericht überzeugt iſt, dem
Angeklagten das Bewußtſein der Rechtswidrigkeit
ſeiner Handlung, ſo konnte ein weſentliches Merkmal
des Tatbeſtandes des S 239 des Strafgeſetzbuches nicht feſt
geſtellt werden. Das mußte notwendig die koſtenfreie Frei-
ſprechung des Angeklagten zur Folge haben.“

Von Ungeziefer gepeinigt, der Freiheit beraubt, verprügelt
und dann noch wiederholt ins Loch, weil er die Strafe für Voll
zug eines Rückkehrbefehls, der unbedenklich aufgehoben wäre,
wenn der junge Mann nicht leider aus Unkenntnis Rechts-
mittel dagegen einzulegen unterlaſſen hätte. J ſt bei ſolcher
den Menſchen herabwürdigenden Rechtloſig-
keit Leutenot erklärlich? Dringend möchten wir
Eltern abraten, ihren minderjährigen Kindern, Söhnen oder
Mädchen, die Genehmigung zu landwirtſchaftlichen oder Ge
ſindedienſte zu erteilen. Nur dann iſt die Rechtloſigkeit ge
mildert, wenn durch Vertrag alle Gründe, die den gewerblichen
Arbeiter zum Austritt berechtigen, auch für das Geſinde verein-
bart werden, und wenn ferner ſchriftlich nach Art des von dem
Verein der Hausangeſtellten vor Jahren gemachten Vorſchlages
die Anwendung der Geſindeordnung und des Ausnahmegeſetzes
gegen Geſinde vom Jahre 1854 ausgeſchloſſen wird.

Schmiedeberg. Feuer. Jm nahen Reinharz brannte die
alte Schäferei vollſtändig nieder. An eine Rettung des Ge
bäudes war nicht zu denken, da dasſelbe mit Stroh und Heu
vorräten vollgepfropft war. Auch mehrere landwirtſchaftliche
Maſchinen verbrannten mit. Das Schäferwohnhaus, das
etwas abſeits ſteht, hielt man ebenfalls ſchon für verloren;
doch konnte dasſelbe noch mit Mühe gerettet werden. Wie das
Feuer entſtanden, iſt nicht aufgeklärt.

Bockwitz. Liberale „Wahlrechtsreformer“. Eine
fortſchrittlich nationalliberale Wählerverſammlung tagte hier
am Freitag. grirteſive Schmidt Torgau und Eiſen
bahningenieur Martin- Torgau ſtellten ſich den Wählern vor
und entwickelten in je 456 Minuten ihr „Programm“. Aus
dem ganzen Ländchen waren 38 Perſonen, meiſtens Werks
beamte, der Einladung gefolgt. Der „fortſchrittliche“ Kandi
dat Schmidt fand zwar etwas kräftige Töne gegen das heutige
Klaſſenwahlſyſtem, gegen das gegenwärtige Steuerſyſtem und
mehrere andere Staatseinrichtungen. Erx forderte die Be
freiung von Staatsſteuern für die Einkommen unter 1200 Mk.,
dagegen die Einführung der Erbſchaftsſteuer und gleichzeitig
ein ſtarkes Heer zur Beſchützung der großen Vermögen. Aus
ſeiner Selbſtbiographie erfuhr man, daß er das Buchbinder-
handwerk gelernt, acht Jahre in der Fremde war, Stadtrat in
Torgau ſei und als Fabrikbeſitzer 200 Perſonen beſchäftige.

Herr Martin zergliederte zunächſt das geltende Wahlſyſtem
und trat dabei für ein direktes und geheimes Wahlrecht ein,
doch für ein gleiches Wahlrecht wäre er nicht zu haben, denn
ein Menſch, der keine Steuern bezahlt, kann nicht dasſelbe
Wahlrecht beſitzen wie ein Fabrikbeſitzer oder Beamter. Echt
liberal. Das Pluralwahlſyſtem nach ſächſiſchem Muſter wäre
ihm lieb. Für ein Wahlrecht der Frauen iſt er vorläufig nicht
zu haben. Die Konſumvereine ſind nach ſeiner Meinung über-
flüſſig. Aus den Ausführungen konnte man deutlich aus
hören, daß die „Liberalen“ nur ihre bürgerlichen Jntereſſen
im Landtage vertreten würden. Doch einem Arbeiter, der dem
Fabrikanten erſt die Werte ſchafft, ein gleiches Recht zuzuge-
ſtehen, iſt für ſie undenkbar. Der heutige Liberalismus iſt
immer reaktionärer geworden. Das Verhalten der liberalen
Abgeordneten im Reichstage, den Bundesſtaaten und Kor
munen, ſowie ihre ſonſtigen rückſchrittlichen Handlungen im
bürgerlichen Leben beweiſen das. Und unſere vorgenannten
Mandatsbewerber würden wohl auch kein Haar anders han
deln. Darum muß unſere Parole ſeia: Kein Arbeiter darf
einen bürgerlichen Wahlmann ſeine Stimme geben, denn er
würde ſich dadurch ſelbſt r Nur die Sogialdemokratie
vertritt die Jntereſſen des Volkes!

Verantwortlich für Leitartikel, Politiſche Ueberſicht, Parte'e
nachrichten Paul Hennig, Ausland, Gewerkſchaftliches, Fenilleton
und Vermiſchtes Karl Bock, Lokales Wilhelm Koenen,
Provinzielles Gottl. Kasparek. Verleger und für die
Anzeigen verantwortlich A. Jähnig. Sämtlich in Halle. Drnch
der Halleſchen Genofſſenſchafts-Buchdruckerei (E. G. m. d. H.).

Magenverſtimmungen erzielt man durch eine leichter. als ät überraſchende Erfolge es iſt die
enige Koſt, die trotz z Appetits gern genommen
rer rhwüchte Organ nicht beloſtet, ſondern verbaunngsregemd

wirkt.
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Wir führen nur
Koſtüme, Mäntel

Kleider, Bluſen und Röcke
und bieten in dieſen Artikeln die denkbar größte, ſorgfättig gepflegte

Auswahl ſchöner ſolider Neuheiten in der bekannten guten Verarbeitung.

Unſere bedeutenden Abſchlüſſe ermöglichen ſo niedrige Verkaufspreiſe, daß man
e ſelbſt geringe Ware nicht billiger kaufen könnte; man prüfe unſere Auslagen.
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Wir empfehlen unseren Mitgliedern hTorten und Kuchen
ITeegebäck.

Streusselkuchen 22 Mohnkuchen 37
f Mandelkuchen 22 Matzhkuchen a 32

Speckkuchen a 32 Bienenstich an 32
Topfkuchen, abgerieben und in Hefenteig, in allen Preislagen.

Torten:
Nusstorte 3.00, Sandtorte 3--4.00, Torten mit Crémefühtung 3.00 Mk.

Torten zu Familien Festlichkeiten in jeder Preislage.

en

e

Allgem.

Konsum-

Verein

Halle u. Imge,

Hierdureh geben wir einem geehrten Publikum zur Kenntnis, ädass, so wie auch in den
Vovjahren, aueh in diesem Jahre I während der Sommermonate

die hiesigen Fleischergeesehaäfte
von 1 bis Uhr nachmittgas

geschlossen gehalten werden.
die Fleischer-Innung zu alle (Saale).
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Bildhauer Breit-T eng R Auſge i immelt nan ken eI vBött a arg aret
We

ldedieſer Zeitung müſſen Sie ſich unbedingt zu See e de
aufmann Seiffert und

Fchwgri n un Schwetſchke

5 S in Se e gburgerſ 11).
aufmann Q pzuma d Fridat (Guben enumel d Tietze (BraunsS n bloße 4 b.er Gr. Ulrichstrasse 4 W Sagen vent ind Magdalena

(im Kaiſer Panoramg) Wuchererſtraße 73 und Frieſenſtraße 72J. Etage, Se St d Schloggeſe
begeben, um ſich von nachſtehenden leine lrichſtraße 26).s u. Frida Kölbe i

nger Crottendorf und
Baum Peublchen Gelegenheit äuten e B We

Rennert un Franz endenzu überzeugen. bur GWral lzerſtr. 20 nder-Nur ſolange Vorrat: J e en u. Zeichner
ach und Gertrud HermannBlusen Reſte, reeller t r 38 Pf. o kmannſtrgge c u. emg ſte a weichen. e Grantleben n Bncher

Ia. Woll Rouſſeline und e nSe hier Seht ne nete 79 u enund Nietleben).

Reſte, Damm T.d n Keidene Buxen Wert bis 5.00 Mk., m ger er re
t u jetzt pro Meter Kann S. (Königſtr. 15). tS

S ehe Sv e S S S r ee W W W
Du Feinste

Oberhemden nd wen er Beika Tenèdiunt und we nerſcbirge ee tzeiSer eanten W

u mann lin A Wein St. 232 e See J
t r Bergere ge übner g erag gee

bis e reits Fchreng
on. (Herenſtraße 8).e 2 rnn nene 80)

Aufgebo Arbeit. ottvebüt

Pfund-

Stück

To.
Keine Hausfrau dart es r

Bei Rückgratverkrümmung en ver I a S Wör intreffend. ter An en
Schleswis-HIolsteiz, Plerae- 1 Waggon hiuffrisoner Magdeburg und Saaterzielt mein verbeſſerter geſ. S JVoctforue Fegen men ander SeS geſch. Redreſſons Ava S Kabel a U ch S. Schulberg KV m und 3261 fewiase im Ceamtwert Mark ohne Kopf Pfund nur reter an euDölau S. lerS Erioloe. u n den n h u nun lnilfsaufſeher Kröllwitzerz R h z 7 ß 77 6 Se elaehs Pfund a ſtraße 3a). Arbeiter Möbius D.

gang ehandlung damit ver W tSchelif isch re nd zart Pfund 28 wagenführer Jahn T. r Brun-
en Fit e 8). Lageriſten Menzel

Brutschollen P. 28 Pf. Karbonaden, batfertig, P 27 S n n Weler
Die Ware iſt von feinſter Qualität. Nur infolge Rieſenfängen unſerer Dampferflotte ſo billig. Eheſ tetangen Buchbinder

O Kochbücher gratis. meiſter nger und t echenHochfeine Matjesheringe Stück 15, 20 und 25 Pf. (Talſtratze 15).

bunden iſt. Der Preis für ſſaee spez. 49 Pferde 2. 4 Equipagen Mark--]
denſelben im Gegenſatz zu J(gleichwertigen Konkurrenz

fabrikaten iſt ein derart l
niederer, daß auch Minder- lür 3500
bemittelte die Möglichkeit 3216 vollwertige Südergewinne Mk.ma haben, eine ſolchen anzu e

ohne Apparat ſchaffen. mit Apparat
Jos. Lebeth, orthovädiſche Jnſtitute, Nürnhero,

Wieſenſtraße 5, II. Hauptgewinn: I Vierspänner Mk.
Fachmänniſche Beratung und Unterſuchung koſtenlos. 90

Verlangen 6ie den illuſtrierten Proſpelt gratis.

Lose 1 Mk. les

mmermann und iſe SteinHochfeine Riesen Fetineriage Stück nur 12 Pf. Gr. Goſenſtr. 29 u. 20). Arbeiter
trotz der Größe fett und zart Dutzend nur G5* Pf. i eifer (Gr.Soler S eheN. 0r c S c 0 6 Deutschland: größter e

härtel d e 42). ArbeiterS Witunden am Mittwoch, 7. Mai, in n im Hotel „Grüner
Baum von 5 bis C Tolephone 3788 und 1275 onrad u. Martha Sachſe (Wö903 traße 11Neu eröffnet! Neu eröffnet S I0 Mk. 5 en no is r chen und hR v F n h d rn n her S e Sorgenfrei ekkeler Erlsler- u Hagrschnetde Sclon. et Floh- Tod Sold sachen

S 75 e der Großen Ulrichſtr.) r re n Piakate den billig r in r 1). Former Ku tuntichen Verkaue ne und aufmerkſam Wien r ennte autsstel beſeitigt ſicher jede 914 werden gſt repariert von un ene Sohns (Körnerſtr.Z. 88, tt 36. d Letti Cha ſehrloh la e. e ne Ja n Seletstr S di u n Rühlmann
Fig. en ch 4erbſtätte. d ernſtrase 12 und Dorck

e Priseur, Ausnahmeprels bis Pfingsten! 7
Flaſche 50 Pfg. u. 1. Mk. Kaufe altes Gold u. nehme in Zahl lma Hietrigh dar nMiitäaretietel. Frauen! Carnierte hüte rocer al emberg unneue u. getr. Halbſtiefel, Sang Bei Störung u. Unregelmäßig- rogerie Max Rädler, Geboren: Tiſchler Rather S.ſtieſel, ferner nürſchuhe, keit wenden ſich vertrauensvoll an für Damen und junge Mädchen, nur Ranniſcheſtraße 2. Slech tenkranke (Falkſtr. Lokomottiohei denſchuhe e San P. BRrane, Oberhauſen ar. Auswahl, Reuheit. d. Saiſon r Ausſchlä e er Klar e H. Se g.

gr. Ausw. Daſ. w. g. Schu bld. e 14. emſiehit zu enorm billig Preiſen dauerhaft, Häm rrhoiden,off. u. u J eine, ollborth TT efe in e kunſt konentos. i geh n Waſcharfäße billigſt S n n e t e z Lewin T. Vgen
84 J. Sternheht. Alter Markt 11, h Kinderwagen mit G.R. M. ufw. *9 Zander S Fran ar eng fu eſtorben*418 Goldene Kette verkauf. Jakobſtr. 1 l. [910 e 5, I. Vh. Mitglied d. d a S *101 älebethnee 108. Shilt arg idam ?cht Monate

J JI 7 u ä3 A.n 4 4 n a ta wen u 4 m o e n.2 7 T h 7 u

(0 )50 t r

52



e on Wer e e

eilage zum Volksblatt.
Nr. 104 Halle (Saale), Dienstag den 6. Mai 1913 24. Jahrg.

Verbandstag der Bergarbeiter.
Vierter Verhandlungstag.

Das Referat über den Punkt:
Die Maſſenunglücke im Bergbau

hielt WaldheckerBochum. Jm Jahre 1912 hätten ſich die
Maſſenunglücke im Bergbau in geradezu unheimlicher Weiſe
vermehrt. Darum habe es der Vorſtand für notwendig gehal
ten, daß die n at tt des Bergarbeiterſchutzes auf der
Generalverſamm ung hervorgehoben wird. Der Redner er-
innert an die einzelnen Unglücke in den letzten Jahren. Die
Häufigkeit der Maſſenkataſtrophen ſtehe im urſächlichen Zu-
ſammenhang mit der Konjunktur. Bei Hochkonjunktur ſei die
Zahl der Unfälle eine viel größere. Der Schutz der Berg-
arbeiter gegen Unfallgefahren wäre völlig ungenügend. Auch
die Einführung der Sicherheitsmänn er habe nicht dazu
beitragen können, um eine weitere Steigerung der Unfallzahlen
zu verhindern. Aber nicht die Sicherheitsmänner ſeien ſch. ed,
daß ihre Tätigkeit noch keine greifbaren Erfolge aufweiſen
könne, ſondern die Werksherren. Pflicht der Aufſichtsbehörde
wäre es, die Sicherheitsmänner zu unterſtützen. Das Gegen-
teil wäre aber der Fall, nicht unterſtützt, ſondern gedrückt wür-
den die Sicherheitsmänner. Als Mittel, die Tätigkeit der
Sicherheitsmänner, zu unterbinden, bezeichnet der Redner:

1. Die Beeinfluſſung des Arbeiterausſchuſſes, daß er die Be-
fahrungen der Sicherheitsmänner wegfallen läßt.

2. Der Sicherheitsmann wird gegen ſeinen Willen an eine
ſchlechte Arbeit verlegt, wo er nichts verdient.

3. Die Sicherheitsmänner werden von den Zechenbeamten
gehindert, Eintragungen ins Fahrbuch zu machen. Tun ſie es
dennoch, werden ſie dafür gerüffelt.

4. Die Entlaſſung der Sicherheitsmänner aus der Arbeit.
Nach dem Geſetz kann die Entlaſſung eines Sicherheits-

mannes nur bei wichtigen Gründen erfolgen. Die Bergherren
finden aber ſchon „wichtige Gründe“, wenn ſie einen unbe
quemen Sicherheitsmann aufs Pflaſter ſetzen wollen ſie haben
das in der Praxis unzählige Male bewieſen.

Der Referent fordert in ſeinen weiteren Ausführungen aus
reichenden Schutz für die Bergarbeiter, wofür der Erlaß eines
Reichsberg geſetzes dringend notwendig ſei. Der Extrakt
der Forderungen liegt in einer vom Referenten unterbreiteten
Reſolution nieder, um deren einſtimmige Annahme Redner am
Schluſſe ſeines mit Beifall aufgenommenen Vortrages bat.
Jn der Reſolution heißt es:

„Die zahlreichen Maſſenunglücke des Jahres 1912, denen
wieder weit über 200 Bergarbeiter zum Opfer gefallen ſind,
und die erheblich geſtiegene Zahl der Einzelunfälle haben zur
Evidenz die Unzulänglichkeit des Bergarbeiter-
ſchutz es bewieſen.

Es ſteht zweifelsohne feſt, daß die Sicherheitsmänner
mit ihren außerordentlich beſchränkten Befug niſſen
außerſtande ſind, einen wirklichen Bergarbeiterſchutz herbeizu-
führen. Allein die Tatſache, daß die Unfallziffern in
den anderen bergbautreibernden Ländern Europas weſent
lich geringer ſind als in Deutſchland, läßt er-
kennen, daß längſt nicht alle Mittel zur Beſſerung der Gruben-
ſicherheit im deutſchen Bergbau zur Anwendung gebracht ſind.

Es iſt beſchämend, daß Deutſ d in puneto Bergarbeiter
ſchutz hinter dem Ausland zurückſteht. Die Generalverſamm-
lung erachtet zur Abſtellung der begründeten Beſchwerden der
Bergarbeiter zur Sicherung von Leben und Geſundheit im Berg
bauberufe den Erlaß eines Reichsberggeſetzes für
dringend notwendig. Jn dem Reichsberggeſetz muß minde-
ſtens zwingend feſtgelegt werden:

1. Die regelmäßige Schichtzeit einſchließlich der Pauſen in
Grubenbetrieben nebſt Keſſel- und Heizanlagen beträgt acht
Stunden inkluſive Ein- und Ausfahrt. (Beim unterirdiſchen
GrubenbetriebvomVerlaſſen der Erdoberfläche bis zum Wieder-
betreten derſelben.) Vor Betriebspunkten mit einer Tempera-
tur von 22 bis 28 Grad Celſius beträgt die Schichtzeit ſieben
Stunden, vor naſſen und ſolchen Betriebspunkten, an denen die
Temperatur mindeſtens 28 Grad Celſius beträgt, ſechs Stun-
den, bei einer Temperatur von 35 Grad Celſius und mehr, vier
Stunden täglich.

2. Ueber und Nebenſchichten, ſowie Verlängerung der Ar-
beitszeit ſind nur zur Rettung von Menſchenleben oder bei
außerordentlichen Betriebsſtörungen zuläſſig.

3. Ueberwachung der ſtrengen Durchführung der zum Schutze
der Belegſchaften erlaſſenen Vorſchriften durch Werkskontrol-
leure, die von der Arbeiterſchaft in einem allgemeinen, direkten,
gleichen und geheimen Verfahren gewählt werden. Dieſelben
ſind, um ſie wirtſchaftlich unabhängig zu machen, aus Staats-
mitteln ausreichend zu beſolden.

4. Bereithaltung einer genügenden Zahl von Rettungsappara-
ten und Tragbahren für den Transport der Verunglückten.
Ausbildung von Mannſchaften zur Handhabung der Rettungs-
apparate ſowie zur erſten Hilfeleiſtung bei Verletzungen

Die Generalverſammlung erſucht daher die Landesregie-
rungen und beſonders die preußiſche Regierung, im Bundesrat
für die Schaffung eines Reichsberggeſetzes zu
wirken bezw. die Reichsregierung zu veranlaſſen, baldmöglichſt
einen Entwurf eines Reichsberggeſetzes dem Reichstag vorzu-
legen, in dem die von oben geſtellten Forderungen Berückſich-
tigung finden.

Sollten die Regierungen ſich weigern, dieſe Forderung zu
erfüllen, ſo muß ihnen die Schuld an etwa erfolgenden Maſſen
unglücken und an den maſſenhaften Einzelunfällen beigemeſſen
werden.“

Jn der Diskuſſion trat Krahn-Gladbeck im Gegenſatz
zum Referenten dafür ein, daß der Verband ſich künftig nicht
mehr an der Wahl der Sicherheitsmänner beteiligen ſoll, da
dieſe an der richtigen Ausübung ihrer Funktionen gehindertſeien. Gegen dieſe Anſicht wandten ſich andere Redner. Es
ſei ein großer Fehler, wenn man ſich an dieſen Wahlen nicht
beteiligen würde.

Die Reſolution fand einſtimmige Annahme.
Zuſtimmung fand ferner folgender Antrag: „Bei Maſſen

unglücken auf den Zechen haben die Mitglieder. in deren Be-
zirk die Unglückszeche liegt, am Tage der Beerdigung die Arbeit
ruhen zu laſſen und dafür zu ſorgen, daß nach Möglichkeit die
Arbeitsruhe in dem betreffenden Bezirk eine vollſtändige iſt.
Die Bergarbeiter ſind aufzufordern, ſich geſchloſſen an der Be
erdigung zu beteiligen.“ Dem Vorſtande zur Berückſichtigung
überwieſen wurde ein Antrag, der verlangt daß, wenn Sicher-
heitsmänner wegen Unfallunterſuchungen Lohnausfall haben,
ihnen dafür vom Verbande eine entſprechende Entſchädigung

zu zahlen iſt. S.Den Bericht vom Gewerkſchaftskongreß in
Dresden gab Gärtner-Hildesheim, der auch kurz auf die
Bedeutung des Jnternationalen Bergarbeiterkongreſſes im
Juli in Karlsbad hinweiſt. Die Wahl der Delegierten wird
Freitag vorgenommen.

Fünfter Verhandlungstag.
Den

Bericht der Statutenberatungskommiſſion
erſtattete heute n wer Die Kommiſſion hat
Beiträge und Unterſtützungseinrichtungen nach ihren bisherigen
Beſtimmungen im weſentlichen belaſſen. Dem Beſchluß der
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Generalverſammlung end, ſchlägt ſie aber vor, eine neue
Beitr laſſe von 60 Pf. für alle Mitglieder, die freiwillig
dieſen Beitrag zahlen wollen, zu ſchaffen. Für dieſe Beitrags
klaſſe ſind natürlich auch erhöhte n n
Mitglieder unter 17 Jahren ſollen pro Woche 10 Pf. Beitrag
e Die r der Unterſtützu für dieſe jugendlichen

Litglieder ſoll vom Vorſtand feſtgeſetzt werden. Mitgliedern,
die wegen ihrer Verbandstätigkeit Freiheitsſtrafen erleiden
und eine Familie zu unterhalten haben, kann der Vorſtand für
dieſe Zeit eine Unterſtützung bis zur Höhe der Streik- bzw. Ge
maßregelten- Unterſtützung bewilligen.“

Die Beſtimmungen über das Sterbegeld ſollen eine
Aenderung erfahren. Die Kommiſſion hat den Vorſchlägen des
Vorſtandes e Das Sterbegeld wird für die erſten
Jahre der Mitgliedſchaft reduziert und für die älteren Mit

lieder erhöht. Die Höhe des Sterbegeldes richtet ſich nach der
und der Höhe des gezahiten Beitrages. Hat

ein Mitglied in mehreren Beitragsklaſſen geſteuert, ſo werden
ſämtliche Beiträge in die Klaſſe umgerechnet, für welche zuletzt
52 volle Wochenbeiträge ununterbrochen gezahlt ſind. enn
ein Mitglied Anſpruch auf Sterbegeld in einer höheren Klaſſe
hat und dann in eine niedere Beitragsklaſſe abrückt, ſo hat es
ſo lange Anrecht auf das in der höheren Klaſſe erworbene
Sterbegeld, bis es durch weitere Beitragszahlung in der niede
ren Klaſſe ein höheres Sterbegeld beziehen kann. Das Sterbe-
geld ſoll in der Klaſſe a (Beitrag 30 Pf.) 20 bis 90 Mk. betragen,
in der Klaſſe b (40 Pf.) 25 bis 100 Mk., Klaſſe c (50 Pf.) 30 bis
110 Mk. und in der neuen Klaſſe d (60 Pf.) 35 bis 120 Mk.
Die Beſtimmungen über die Generalverſammlung ſollen da-

hin erweitert werden, daß ſämtliche Mitglieder des Aktions-
ausſchuſſes (ein ſchließlich Verbandsangeſtellte) bei Abſtim-
mungen über taktiſche Fragen Stimmrecht haben. Bisher hatten
iter, ten nur ein Stimmrecht, wenn ſie ein Mandat
atten.

Dem Streikreglement ſoll folgender neue Abſatz eingefügt
werden Ein Streik gilt nur dann als beſchloſſen, wenn min-
deſtens drei Viertel der in Frage kommenden Mitglieder bezw.
Delegierten ſich dafür erklärten. Bei der Abſtimmung über die
Frage, ob ein Streik fortgeſetzt werden ſoll, iſt eine Zweidrittel-
mehrheit erforderlich. Die Streikunterſtützung ſoll in den drei
erſten Beitvagsklaſſen in der bisherigen Höhe beſtehen bleiben,
in der neuen 60-Pf.-Klaſſe 17 Mk. nach einjähriger Mitglied-
ſchaft, 12 Mk. nach 26wöchiger, 10 Mk. nach 13wöchiger und
8 Mk. unter 13wöchiger Beitragsleiſtung betragen. Ferner
ſoll für jedes der Schule noch nicht entwachſene Kind, für welches
das Mitglied den Unterhalt beſtreitet, ein wöchentlicher Zuſchuß
von 1 Mk. bei einer Mitgliedſchaft von 52 Wochen, bei weniger
von 50 Pf. pro Woche bezahlt werden.

Die Kommiſſionsvorſchläge werden, bis auf die über die
Streik Unterſtützung, nach geringer Debatte von der
Generalverſammlung akzeptiert. Ueber die Streikunterſtützung
entſpann ſich eine längere Erörterung. Den Rednern ſind die
bisherigen Sätze zu hoch, auch ſoll unter 13wöchiger Mitglied-
ſchaft keine Unterſtützung bezahlt werden. Von einem Vor-
ſtandsmitglied wurde die letzte Forderung bekämpft und be-
tont, daß, wenn Mitglieder unter 13- oder 26wöchiger Beitrags-
leiſtung bei einem Streik keine Unterſtützung erhielten, der
Vorſtand die ſchwerſten Vorwürfe bekomme. Schließlich wurde
dieſer Paragraph mit einer Reihe Abänderungsanträge an die
Kommiſſion zurückgewieſen.

Die Generalverſammlung wählte dann 28 Delegierte zum
nächſten Gewerkſchaftskongreß und 13 Delegierte zum inter-
nationalen Bergarbeiterkongreß.

Ueber

Konzentration, Syndikatspolitik und Verſtaatlichungsfrage im
Bergbau

referiert hierauf Otto Hue-Bochum. An der Hand eines
reichen Zahlenmaterials zeigte er, wie die Konzentration im
Bergbau ſich rapid entwickelte. Nur wenige Hundert Groß-
induſtrielle hätten den Hauptanteil an den Ergebniſſen der
Berginduſtrie. Die Zahl der Werke geht zurück. Jn noch
größerem Maße iſt aber die Konzentration des. Beſitzes vor ſich
gegangen. Jm rheiniſch- weſtfäliſchen Jnduſtriegebiet gehören
elf Unternehmergruppen 82 Prozent der Geſamttbelegſchaften,
auf denen 350 000 Arbeiter beſchäftigt ſind. Es iſt nur eine
Frage der Zeit, bis die geſamten Unternehmer in einem Truſt
vereint ſind. Genau wie in Amerika konzentriert ſich das
Kapital auch bei uns in nur wenige Hände. Es iſt eine Jrre-
führung der öffentlichen Meinung, wenn man es ſo darſtellt,
als ob in Deutſchland die Zuſammenziehung des Kapitals ſich
noch nicht ſo vollzogen hätte wie in Amerika. Bei uns ſind
dieſe Konzentrationen nur verſchleiert. Hue ſchildert dann die
Gründung der Kartelle und Syndikate, durch die zweifellos eine
größere Stabilität auf dem Markte erzielt werde. Die Kartelle
könnten aber auch ein Hemmnis des Fortſchritts ſein. Es
ſtehe feſt, daß es Kartelle und Syndikate gebe, die Patente auf-
kaufen und eine Verbilligung der Produktion hintertreilpn.
Durch die Syndikate wird die Macht der Unternehmer gegen-
über der Arbeiterſchaft außerordentlich verſtärkt. Die Zahl der
Kartelle und Syndikate iſt in den letzten Jahren rieſig ge-
wachſen. Und mit der Kartellbildung geht eine Preisſteige-
rung konform. Die Preiſe der Kohlen ſind in der nächſten
Nähe der Zechen am höchſten. Jm Auslande werden
die niedrigſten Preiſe genommen trotz der hohen
Frachten. Die Werke mußten 1912 im Ruhrgebiet an das
Syndikat eine Abgabe von 1,10 Mk. pro Tonne entrichten. wäh-
rend der Beitrag für die ſoziale Verſicherung nur 80 Pf. pro
Tonne beträgt. Durch dieſe Abgabe an das Syndikat wird er-
möglicht, daß an das Ausland billiger geliefert werden kann.

Die Kartelle heben auch den Zwiſchenhandel auf. Sie mono-
poliſieren den Handel und die Schiffahrt. Gegenüber Unter-
nehmern, die ſich dem Shyndikat nicht anſchließen wollen, wird
der ſchärfſte Terrorismus ausgeübt. Würden die Arbeiter ihn
in derſelben Weiſe ausüben, kämen ſofort die Rufe nach dem
Staatsanwalt. Der Referent zeigte dann, wie enorm in den
letzten Jahren die Gewinne der Unternehmer ge-
ſtiegen und wie gering die Löhne in die Höhe gegangen ſind.
(Wir brachten bereits im Vorbericht darüber einige Zahlen.)
Die Preiſe wurden ganz erheblich geſteigert, ohne daß eine Not
wendigkeit hierfür vorlag. Die Preisſteigerung 1912 muß als
eine ungeheure Auswucherumg des Volkes bezeichnet
werden. Jn den Löhnen kommt die Preisſteigerung nicht zum
Ausdruck, die Mehrgewinne fließen faſt ungekürzt in die
Taſchen der Grubenherren. Die Entwicklung der Kartelle
und Shndikate iſt nur möglich geweſen durch die Bergwerks-
ordnung, durch die den Unternehmern ungeheure Werte ge-
ſchenkt wurden. Notwendig iſt ein Einſchreiten der Geſetz
gebhung. Die beſte Regelung iſt eine Expropriation der Berg-
werksbetriebe, damit dem Volke das wiedergegeben wird, was
ihnen von den Kapitaliſten genommen wurde. (Lebh. Beifall.)

Redner unterbreitete folgende Entſchließung, um deren An-
nahme er bat:

Die Bildung von Kartellen, Shndikaten und ſchließlich
truſtartigen Werksvereinigungen in der Bergwerksinduſtrie

iſt eine natürliche Folge der durch die neuzeitliche Berg-
geſetzgebung ganz beſonders begünſtigten großkapitaliſtiſchen
Jnduſtrie-Entwicklung. Es iſt auch nicht zu verkennen, daß
die Regelung der Produktion und des Verkaufs ſeitens der

wurde en bloe

Werkskartelle uſw den Marktverhältniſſen eine ſtabilere Ge-
ſtalt gegeben hat und ſomit den Exiſtenzbedingungen der Ar
beiterſchaft, im ganzen genommen, nicht ſchädlich war. Die
neueren Vorgänge in der Bergwerksinduſtrie, namentlich die
gemeingefährliche Gründerwirtſchaft in der Kaliinduſtrie,
die ohne Rückſicht auf die übrigen in ländiſchen Jnduſtrie-
reviere ſich vollziehende große Vermehrung der Schacht An-
lagen im Emſcher-Lippe-Gebiet, die hierdurch in größte Nähe
gerückte Gefahr der Stillegung einer Reihe Zechen im ſüd-
lichen Ruhrrevier, ferner die in einem unnatürlichen Ver-
hältnis zu der Selbſtkoſtenſteigerung ſtehende, ſyndikats-
ſeitig vorgenommene Preisſteigerung, überhaupt der von den
Werkskartellen auf die von ihnen abhängigen Arbeiter und
Verbraucher ausgeübte ſtarke Druck beweiſen, daß es hoch an
der Zeit iſt, die Geſetzgebung zum Schutze der
heimiſchen Bodenſchätze und der wirtſchaftlich
Schwachen eingreifen zu laſſen. Unter der wohl ſelbſtver
ſtändlichen, aber nach den Erfahrungen in gewiſſen Staats-
betrieben notwendigerweiſe ausdrücklich zu betonenden Vor-
ausſetzung, daß den Arbeitern und Beamten die unbe-
ſchränkte Freiheit der gewerkſchaftlichen Vereinigung garan-
tiert wird, erklärt die 20. Generalverſammlung des Berg-
arbeiter- Verbandes abermals, daß ſie in der Verſtagat-
lichung der Bergwerksbetriebe die geeignetſte
Maßregel zum Schutz der durch die ſich anbahnende rieſen-
kapitaliſtiſche Truſtbildung ſchwer bedrohten Gemeininter-
eſſen erblickt.

Die Reſolution Hue fand einſtimmige Annahme.
Die Wahl des Vorſtandes und der Redakteure

ergab die einſtimmige Wiederwahl der angeſtellten Vorſtands
mitglieder und der Redakteure. Für den Beratungsaus-
ſchuß wurden acht Kameraden und für den Kontrollaus-
ſchuß ſieben Kameraden gewählt.

Die Statutenberatungs- Kommiſſion berichtete
hierauf erneut über die Feſtſetzung der Beſtimmungen über die
Streikunterſtützung. Die Kommiſſion hat den Wünſchen der
Delegierten inſoweit Rechnung getragen, als die älteren Mit-
r mehr berückſichtigt werden ſollen. Den Vorſchlag, den

itgliedern unter 13 Wochen keine Unterſtützung zu gewähren,
konnte die Kommiſſion nicht zuſtimmen. Nach ihrem Antrag
ſoll nun die Streikunterſtützung betragen Bei einer Beitrags
leiſtung in Klaſſe a Klaſſe b Klaſſe e Klaſſe d
von über 52 Wochen 10 Mk. 12 Mk. 14 Mk. 16 Mk.
von 26 bis 52 Wochen 9 10 11 12von 13 bis 26 Wochen 7 S 9 10unter 18 Wochen 5 G 7 8Mitglieder, die dem Verband mindeſtens 156 Wochen (drei
Jahre) ununterbrochen angehören, erhalten in allen Klaſſen
pro Woche 1 Mk. mehr.

Die Generalverſammlung ſtimmte dieſem Vorſchlage ohne
Debatte gegen wenige Stimmen zu. Das geänderte Statut

loc rinſtimmig angenommen. Es tritt am 1. Ja-
nuar 1914 in Kraft.

Bei Beratung der noch nicht erledigten Anträge wurde be-
ſchloſſen, die Beiträge zur Angeſtelltenverſicherung
ganz auf die Hauptkaſſe zu übernehmen und zur Unter
ſtützungsvereinigung die Hälfte des Beitrags zu entrichten.
Das monatliche Anfangsgehalt der Lokalbeamten wurde von
140 auf 150 Mk. erhöht.

Damit waren die Arbeiten der Generalverſammlung beendet.
Vorſitzender Huſemann ſchließt den Kongreß mit einem

Reſumee über die vollzogenen Arbeiten und mit einem Hoch
auf die Organiſation. Die Delegierten ſingen eine Strophe
des internationalen Knappenliedes: Glück auf, Kameraden,
durch Nacht zum Licht!

Die nächſte Generalverſammlung tagt 1915 in Halle.

Gewerkſchaftliches.
Zur Ausſperrung im Malergewerbe.

Der Unternehmerverband beweiſt immer mehr, daß er bei
Jnſzenierung ſeiner Machtprobe ſeine Kräfte und ſeinen Ein
fluß bedeutend überſchätzte. Schon ſind eine große Reihe Städte
abgefallen; 79 Städte haben überhaupt nicht ausgeſperrt und
es mehren ſich die Lohngebiete, wo die Ausſperrung völlig er-
liſcht. Dort entſteht für die Unternehmer die Gefahr, daß bei
günſtiger Gelegenheit die Gehilfen auf den Abſchluß eines
Tarifvertrages drängen, wenn inzwiſchen kein Reichstarif-
vertrag zuſtande kommt. Und dabei wird die ſicher noch zu er-
wartende günſtige Sommerſaiſon, nachdem das Frühjahrs-
geſchäft durch die Ausſperrung gründlich verpfuſcht wurde, gute
Helfersdienſte leiſten, dazu kommt, daß in weiten Gebieten des
Reiches von den Meiſtern ein neuer Tarifabſchluß gewünſcht
wird, um wieder zu geordneten Verhältniſſen und zu jener
Sicherheit vor plötzlichen Ueberrumpelungen durch die Gehilfen-
organiſationen zu kommwen, die man den Meiſtern jahrelang
als den beſonderen Wert des Tarifvertrags gepredigt hat. Ein
Teil der Unternehmer aber, vor allem in Norddeutſchland und
im Rheinland, treibt die Scharfmacherei in unſinniger Weiſe
weiter. Meiſt ſind dieſe Scharfmacher allerdings Meiſter, die
nichts zu verlieren haben.

Die Zwangsmaßnahmen gegen die Unter-
nehmer, die nicht in das Horn der Scharfmacher blaſen, wer
den trotz der Erklärung des Miniſters v. Sydow im preußiſchen
Abgeordnetenhauſe ungehindert fortgeſetzt, wenn auch mit recht
negativem Ergebnis, denn die Ausſperrung läßt ſich künſtlich
und mit ungeſetzlichen Mitteln nicht ſtützen. Ebenſo wie auf
die Entſcheidungen der Aufſichtsbehörden pfeifen die Zwangse-
innungen, die von Scharfmachern des Arbeitgeberverbandes
geleitet werden, auf die erwähnte Miniſtererklärung, nach der
die Zwangsbeſchlüſſe der Jnnungen und die dadurch verhängten
Strafen ungeſetzlich ſind. So beſchloß u. a. nach den Debatten
im preußiſchen Abgeordnetenhauſe die Düſſeldorfer Zwangs
innung folgendes:

„Die Jnnungsverſammlung hält an dem Beſchluß vom
10. März ausdrücklich feſt, und erweitert ihn dahin, daß auch
das Unterzeichnen der Sondertarife gegen die Standesehre
verſtößt und von der Jnnung verboten wird. Für die Ueber-
tretung dieſes Beſchluſſes wird die ſtatutengemäße Strafe
von 20 Mk. feſtgeſetzt.

Wie würde man zetern, wenn Arbeiterorganiſationen eben-
ſo Geſetze und Regierungserklärungen verhöhnen würden!
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Halle und Saalkreis.
Halle (Saale), den 5. Mai 918.

Schreckenswahl.
Wie wir mitteilten, waren in den Eiſenbahnwerkſtätten zu

gunſten des konſervativen Landtagskandidaten, dem Perſonal
degzernenten der Eiſenbahndirektion Geh. Regierungsrat Men
zel, Broſchüren verbreitet worden. Der Wahlausſchuß der
liberalen Parteien, der das zuerſt erfahren hatte, e d enBeſchwerde ein, auf die jetzt von dem Herrn Eiſe ähnvriſt

denten folgender Beſcheid vorliegt:
„Es iſt nicht zutreffend, daß die fraglichen Broſchüren „mit

amtlicher Genehmigung“ bei den hieſigen Dienſtſtellen ver
breitet worden ſind. Als hier bekannt wurde, daß der Ver
ſuch gemacht werde, ſolche Broſchüren in den Dienſträumen
in Umlauf zu ſetzen, iſt dies unverzüglich unterſagt und
angeordnet worden, daß die bereits ausgegebenen Broſchüren
ſofort wieder eingezogen würden.“

Dieſer amtliche Beſcheid beſtätigt vorerſt einmal, daß tat
ſächlich die unerlaubte Wahldeeinfluſſung betrieben werden
ſollte. Den Eiſenbahnern ſollte ein amtlich ausſehender Wink
gegeben werden, um ihnen deutlich zu verſtehen zu geben, was
ſie am Wahltag gehorſamſt zu tun haben. Man wollte den
Eiſenbahnern den Schreckensgedanken beibringen, daß, falls ſie
nicht ihren Perſonalchef wählen, amtlich etwas gegen ſie unter
nommen werden würde. Dieſer Terrorismusplan ſchlimmſter
Güte iſt glücklicherweiſe noch rechtzeitig durchkreuzt worden.
Es war ganz ſelbſtverſtändlich, daß die EiſenbahnDirektion,
ſewie ſie von der Broſchürenverteilung erfuhr, dagegen ener
giſch einſchritt. Sie darf eine ſolche terroriſtiſche Wahlbeein-
fluſſung nicht dulden.

Nun iſt's an den Eiſenbahnarbeitern, zu zeigen, daß die un
geſetzliche Beeinfluſſung auf ſie keinerlei Eindruck macht. Fort
mit aller Scheu! Jeder Arbeiter muß offen für ſeine Ver-
treter, die ſozialdemokratiſchen Wahlmänner, ſtimmen! Da-
für kann und darf keinem Wähler etwas angetan werden

Landtagswähler-Verſammlungen.
Am Sonnabend und Sonntag tagten in Böllberg und in

Bruckdorf LandtagswählerVerſammlungen, in denen unſer
Genoſſe Kunert über Dreiklaſſenwahl und Volksentrechtung
ſprach. Beide Verſammlungen hatten ſtarken Beſuch und
nahmen ausgezeichneten Verlauf. Die Ausführungen des Refe-
renten machten großen Eindruck, ſo daß eine vortreffliche
Stimmung in die Verſammlungen kam. Jn beiden wurde
ſchließlich folgende Reſolution einſtimmig angenommen

„Die Verſammelten verſprechen, für die Beteiligung an der
Landtagswahl mit ganzer Kraft einzutreten. Gleichzeitig er-
heben ſie energiſch Einſpruch gegen das ſtaatlich
konzeſſionierte polizeiliche Syſtem rechtswidriger
Mißgriffe kleinlicher Bedrückung und Rückſichtsloſigkeit, wie es
ſich immer von neuem in Preußen, insbeſondere auch in Halle
und dem Saalkreiſe in unerträglicher Art offenbart.

Jn Dölau ſprach unter freiem Himmel Genoſſe Hilde-
brandt. Der Beifall bewies, daß auch hier die allgemeine
Empörung über das ſchmachvolle Dreiklaſſenwahlrecht geteilt
wird. Bekannt gegeben wurde, daß die Abteilungsliſten vom
Dienstag, den 6. bis Donnerstag, den 8. Mai, vormittags, im
Gemeindeamt ausliegen. Die Wahl findet am Freitag, den
16. Mai, vormittags 10 Uhr, ſtatt.

Zum Tarifkampfe im Baugewerbe.
Am Sonntag mittag tagte im Volkspark eine ſtarkbeſuchte

Verſammlung des Bauarbeiterverbandes, um Stellung zu
nehmen zu dem von den Unparteiiſchen gefällten Schiedsſpruche.

Der Referent, Genoſſe Deege, ſchilderte nochmals kurz den
Gang der zentralen Tarifbewegung. Er hob hervor, daß es bei
einer derartigen Bewegung nicht ganz nach den Wünſchen und
dem Willen einzelner Zweigvereine gehen kann, ſondern daß
ſtets das Jntereſſe der Geſamtorganiſation maßgebend iſt.
Allerdings ſei es bedauerlich, daß ſich die Verhandlungen ſo-
lange über den Ablaufstermin des alten Vertrages hinaus hin-
gezogen haben, aber nicht unſere Vertreter tragen hierbei die
Schuld, ſondern lediglich die Unternehmer, die ſich lange Zeit
ſträubten, die Zuſicherung zu geben, daß eine allgemeine Lohn-
erhöhung während der Vertragsdauer eintreten müſſe. Erſt
durch das Eingreifen der Unparteiiſchen, die einen Vertragsent-
wurf vorlegten, war es möglich, in örtliche Verhandlungen über
Lohn und Arbeitsgeit einzutreten. Jn einer ganzen Reihe von
Orten iſt bei den örtlichen Verhandlungen eine Einigung zu
ſtande gekommen. Bei uns in Halle haben bekanntlich zweimal
Verhandlungen ſtattgefunden, die bei den lächerlich geringen
Zugeſtändniſſen der Unternehmer logiſcherweiſe reſultatlos
verlaufen mußten. Auf Vorſchlag der Unparteiiſchen haben
nur für diejenigen Orte, in welchen keine Einigung erzielt
wurde, nochmals Verhandlungen in Berlin ſtattgefunden, im
Beiſein der Unparteiiſchen und der örtlichen Vertreter der
Organiſationen. Es ſollte verſucht werden, auch für dieſe Orte
eine Verſtändigung herbeizuführen. Für die Provinz Sachſen
tagten dieſe Verhandlungen am 27. April, wiederum mit dem
Reſultat: keine Einigung. Selbſt die Unparteiiſchen waren
erſtaunt über die geringen Angebote der Halleſchen Unter-
nehmer, die ſich aber durchaus nicht bewegen ließen, weitere
Zugeſtändniſſe zu machen, im Gegenteil, ſie boten überhaupt
nichts mehr. Daraufhin war die Fällung eines Schiedsſpruches
unumgänglich norwendig. Der Spruch, der jetzt vorliegt, ſieht
für Halle eine Lohnerhöhung von zuſammen 7 Pfg. und
14 Stunde Arbeitszeitverkürzung pro Tag vor, was ſich auf die
Vertragsdauer folgendermaßen verteilt: Für 19183 2 Pfg,,
1914 wiederum 2 Pfg. und 1915 1 Pfg. Lohnerhöhung pro
Stunde; ferner für 1915 Stunde Arbeitszeitverkürzung mit
einc Lohnausgleich von 2 Pgf. pro Stunde. Genoſſe Deege
unterbreit erner noch die Schiedsſprüche für die ländlichen
Lohngebiete, für die eine Lohnerhöhung von 5 reſp. 4 Pfg. vor
geſehen iſt. Am Schluſſe ſeiner Ausführungen empfahl er
ſeinen Kollegen den Schiedsſpruch zur einſtimmigen Annahme.
Wenn auch nicht alles erreicht wäre, was man wünſchte, ſpeziell
in der Arbeitszeitverkürzung und an Lohnausgleich dafür, ſo
könne man doch im allgemeinen einverſtanden ſein. „Zeigen
wir, daß es uns darum zu tun iſt, mit den Unternehmern fried-
lich auseinanderzukommen.“ (Lebh. Zuſtimmung.)

e

Nach den Ausführungen des Referenten ſetzte eine ſehr
ſcharfe Diskuſſion ein. onderd ſcharf kritiſiert
wurde, uns die Arbeitszeitverkürzung erſt für das letzte
Vertragsjahr zugeſtanden iſt. Der Lohnausgleich von 2 Pfg.
wurde von allen Seiten als völlig ungenügend bezeichnet. Aber

Diſernegeſee S e eren die deetſenr a ens du n waren meiſtenRedner für Kmchmre des Schieds Nach einem kräftigen

Schlußwort Deeges wurde der Schiedsſpruch ein
ſtimmig angenommen. Mit einem dreifachen Hoch auf
den Deutſchen Bauarbeiterverband erreichte danach die impo
ſante Verſammlung ihren Schluß.

Die Dienſtbotenverhältniſſe in der Großſtadt.
Bei der vorletzten Berufszählung wurden in Preußen 885 100

(darunter 816 418 weibliche) Dienſtboten (Dienende für häus
liche Dienſte, die im Haushalt der Herrſchaft leben) n
bei der letzten, 18 Jahre ſpäter vorgenommenen Berufszählung,
waren es nur noch 812 147 darunter 802 500 weibliche) Dienſt
boten. Die Zahl der Dienſtboten in Prozenten der Bevölkerung
ausgedrücht iſt in Preußen von der vorletzten bis zur letzten
Berufszählung von s auf 2,14 geſunken.

Unzweifelhaft bildet die Urſache des Rückganges wohl
in der Hauptſache, wie der Verfaſſer dieſer Einſendung meint,
die zunehmende Vergewerblichung einzelner Teile der Haus
arbeit. Andererſeits wirkt auch die Aender der Wohnweiſe
mit. Schließlich trage auch in nicht unerheblichem Maße die
Verteuerung der Lebenshaltung zur Verminderung der Dienſt-
botenhaltung bei. Dieſe würde eben in den mittleren Schichten
ſeltener, während ſie naturgemäß mit zunehmendem Reichtum
ſteigt. Für eine Reihe preußiſcher Städte liegt hierüber
Material vor. Jn Charlottenburg machten die Dienſtboten
nach der letzten Berufsgählung 7,55 Prozent der Bevölkerung
aus, in Schöneberg 6,97, Wiesbaden 6,40, Frankfurt a. M. 5,54,
Hannover 4,68, Breslau 4,14 und Kaſſel 4,06. Der Anteil der
Dienſtboten an der Bevölkerung betrug in Poſen 8,81, Königs
berg 8,52, Düſſeldorf 8,42, Köln 3,209, Aachen 8,25, Halle 3,11,
Danzig 8,10 und Magdeburg 3,00. 2,91 Dienſtboten unter
100 Einwohnern wurden gezählt in Erfurt, in Krefeld 2,90,

Elberfeld 2,52, Bochum 2,48, Barmen 2,27, Duisburg 2,20, Eſſen
2,16, Gelſenkirchen 1,57 und RNeukölln 1,20.

Wie aus dieſer Aufſtellung zu erſehen iſt, haben die verhält
nismäßig reichſten Großſtädte die kſte Dienſtbotenhaltung,
die verhältnismäßig ärmſten Städte die geringſte Dienſtboten-
haltung. Aus diefen Umſtänden ergeben ſich ſelbſtverſtändlich
beſondere ſoziale Momente. Zunächſt kommt das Zuſammen
leben mit der Herrſchaft in Betracht. Es iſt unter den neuen
Verhältniſſen viel lockerer geworden und daraus erklärt ſich
zum Teil auch das An wachſen des häufigen Stellen
wechſels unter den Dienſtboten. Schätzungen ergeben, daß
die Zahl der jährlichen Stellenwechſlungen größer iſt als die
in Preußen ermittelte Zahl der überhaupt vorhandenen Dienſt
boten.

Jn außergewöhnlich hohem Maße handelt es ſich bei den
Dienſtboten um jugendliche Perſonen. So waren von den
Dienſtboten der Stadt Gelſenkirchen nach der letzten Berufs
zählung 85,1 Prozent unter 25 Jahren alt, in Dortmund
83 Prozent, in Halle 82,1, Duisburg 81,2, Magdeburg 81,2,
Eſſen 79,4, Kiel 78,2, Erfurt 67,6, Bochum 77,1, Barmen 77,1,
Königsberg 74,6, Stettin 78,6, Kaſſel 72,6, Hannover 71,1,
Altona 66,6, Krefeld 68,6, Breslau 68,1, Düſſeldorf 67,9, Danzig
65,8, Berlin 65,4, Frankfurt a. M. 64, Köln 68,4, Charlettenburg
62,6, Aachen 62,5, Wiesbaden 61,4, Poſen 61, Neukölln 58,4,
Schöneberg 57,2 und Elberfeld 26,2 Prozent. Halle hat alſo
auffällig viel jugendliche Dienſtmädchen.

Die ſoziale Lage der Dienſtboten iſt in den allermeiſten
Fällen ſehr ungeregelt. Wenn in bezug auf Entlohnung hie
und da einige Beſſerung eingetreten iſt, dann lediglich durch
den zeitweiligen Mangel an Dienſtmädchen. Viele Herr
ſchaſten können es nicht über ſich gewinnen, den Mädchen eine
geregelte Arbeitszeit zu geben. Anſtatt ſie zur Selbſtändigkeit
zu erziehen, üben fie oft in unangebrachter Weiſe Vormund
ſchaft aus, wodurch ſich gereifte und ſelbſtbewußte Mädchen ab
geſtoßen fühlen. Es iſt zu wünſchen, daß ſich die Hausange-
ſtellten zahlreich der DienſtmädchenOrganiſation anſchließen,
die energiſch die Regelung der Berufsverhältniſſe in die Hand
nimmt.

Die Volksfürſorge.
Die Genehmigung des Geſchäftsbetriebs der Volksfür-

ſorge wird von den Mitgliedern der Genoſſenſchaften und Ge-
werkſchaften mit Ungeduld erwartet. Das gibt den
Gegnern des Unternehmens Veranlaſſung, allerlei Ungereimtes
zuſammenzufabeln. Der Vorſtand der Volksfürſorge hatte
jüngſt mitgeteilt, daß das Kaiſerliche Aufſichtsamt raſch arbeite
und ausdrücklich anerkannt, daß eine ſchnellerei Prüfung der
geſamten Vorlagen in juriſtiſcher, verſicherungstechniſcher und
mathematiſcher Hinſicht wohl nicht zu erwarten war. Dazu
bemerken gewiſſe Zeitungen, daß der Vorſtand unbewußt die
Unzulänglichkeit, mit der bei der Ausarbeitung des Volksfür-
ſorgeplans die Jntereſſen der Verſicherten gewahrt und die
Grundlagen der ganzen gewerkſchaftlich- genoſſenſchaftlichen
Verſicherungsaktiengeſellſchaft aufgeſtellt worden ſeien, verrate.
Der Vorſtand geſtehe nämlich ein: „Die nach dieſer Richtung
vom Kaiſerlichen Aufſichtsamte gegen unſere Verſicherungs-
bedingungen und tarife geltend gemachten Bedenken hat der
Vorſtand der Volksfürſorge als berechtigt anerkannt und be
ſchloſſen, ihnen Rechnung zu tragen. Das gleiche war der Fall
bezüglich der gewünſchten Ergänzungen zum Geſchäftsplan.“
Darin erblicken jene Leute „ein erbauliches Bekenntnis, das
veranſchaulicht, in welchem Grade die ſozialdemokratiſche Fixig-
keit der verſicherungstechniſchen Richtigkeit über war“! Sie
haben vom Gang der Dinge wirklich keine blaſſe Ahnung. Die
Organiſation einer Verficherungsgeſellſchaft iſt kein Ding, das
man in den Backofen ſchieben kann. Eine aus den Kreiſen der
Groß induſtriellen vor einigen Jahren geborene Volksverſiche
rungsgeſellſchaft hat beiſpielsweiſe über zwei Jahre auf
Genehmigung ihrer Tarife und Verſicherungsbedingungen
durch das Kaiſerliche Aufſichtsamt warten müſſen. Es liegt
für die Volksfürſorge in Anſehung der Umſtände, mit denen die
endgültige Löſung der Frage nun einmal verknüpft iſt, kein
Grund vor zur Klage über zu langſame Entwicklung der Dinge.

letzungen an beiden Beinen zuzog.

Armſeliger Konkurrengzneid. Die Giftnudel vergießt
wieder einmal Tränen der Entrüſtung darüber, daß dem
Volksblatt von Geſchäften aller Art Inſerate überwieſen wer
den, womit unſere Beſtrebungen indirekt unterſtützt würden.
Wir können dem e Blättchen verſichern, daß ſo rück
tändig über das Jnſerieren kein Geſchäftsmann mehr denkt.
ei uns annonciert man, weil wir Zehntauſende von n

nenten haben. Die ſollen den annoncierenden Geſchäftsleuten
ihre Waren abkaufen und tun's auch gerne.Wenn die Halleſche an Abennen ten dplnus leidet und

en keine Jnſerate bekommt, ſo tut uns das ja auf
richtig leid, aber ſie braucht ſich doch den Konkurrenzneid nicht
gar deutlich merken zu laſſen.

Volksvorſtellung im Stadttheater. Nächſten Sonntag(1. Pfingſtfeiertag) ſindet die letzte Volksvorſte W im Stadt-

a tatt. Zur Aufführung kommt rig ich Emilia
alotti, ein Meiſterwerk Leſſings. GSin trittskarten

nd en Vorzeigung des Mitgliedsbuches einer Gewerkſchaft
m eiterſekretariat bis Mittwoch abend zu haben.

Die Fleiſcher-Jnnung gert bekannt, daß während der
mermonate, wie in den Vorjahren, die hieſigen Fleiſcher
äfte von 116 bis 34 Uhr nachmittags geſchloſſen gehalten

rden.
Neue Beſtimmungen über die Nachlöſung von Fahrkarten.

Von den preußiſcheheſſiſchen Staatseiſenbahnen ſind jetzt
folgende neue Beſtimmungen eingeführt worden: Reiſende,
die ſo ſpät vor pfapr des Zuges eintreffen, daß keine
Ja rkarte mehr löſen können, dürfen ausnahmsweiſe ohne

die Lahpſteſgſperre gelaſſen werden. Jn
dieſem Falle haben ihnen die Bahnſteigſchaffner einen
Ausweis auf weißem Papier auszuhändigen. Der Aus-
weis hat nachſtehenden (mit der deutſchen Sprache auf ſehr
eſpanntem Fuße ofen Wortlaut: „Station Ausweis
ür Nachlöſung. Sofort unaufgefordert dem Zugbegleitperſo-

nal vorzuzeigen; ſodann Zuſchlag von 1 Mk. zum tarifmäßigen
Fahrpreis oder doppelter Fahrpreis, ſofern der, einfache 1 Mt.
und weniger beträgt. ei Unterlaſſung der Meldung Zu
chlag von 6 Mk. oder höherer doppelter Fahrpreis S 16 2,

27 5 der Berkegerd nung Wird Zug nicht erreicht, iſt
ahnſteigkarte zu löſen und Ausweis abzugeben.“ Die Bahn-ſteigſ rer haben S Reiſende gleichzeitig darauf auf-

merkſam zu machen, daß ſie einen erbohten Fahrpreis zu be

zahlen haben. Auf Stationen, wo der zugabfertigende Be
amte auch die Fahrkarten verkauft, 44 der ufſ tsbeamte
an Reiſende, die wegen Schalterſchluſſes eine Fahrkarte nicht
mehr haben löſen können, einen Ausweis auf rotem Papier)
nach folgendem Muſter auszuhändigen: „Station Aus-
weis für Nachlöſung. Sofort unaufgefordert dem Zug-

vgraugeigen; ſodann Nachzahlung des piſrenngen
Fahrpreiſes. ird der Zug nicht erreicht, iſt Bahnſteigkartezu löſen und Ausweis abzugeben.“ Reiſende, die ohne Fahr

karten oder mit ungültigen Fahrkarten den Bahnſteig ver
laſſen wollen, ſind in en Falle wegen der Nachlöſung dem
Aufſichtsbeamten zuzuführen.

Stadttheater. Heute abend 8.05 Uhr wird Profeſſor Bern
hardi von Schnitzler gegeben. Das heißumſtrittene Schauſpiel
wird zum letzten Male wiederholt. ienstag G r
Erbförſter von Otto Ludwig zur nochmaligen Aufführung.
Es werden Schülerkarten an der Tages- und Abendkaſſe aus-
gegeben. Mittwoch geht als 225 Vorſtellung im 1. Viertel
zum Benefiz für Herrn Regiſſeur Georg Thies das L'Arronge-ſche Voltoſtig ein Leopold in Szene. Unſer beliebter
Komiker ſpielt die Hauptrolle des Schuſters Weigel. Jm 8. Akt
iſt eine Kabarett- Vorſtellung (Bühne auf der Bühne) eingelegt,
deren Leitung gemeinſam mit dem Benefizianten Herr Kapell
meiſter Riedel übernommen hat, während die Damen Marga-
rethe Bruger-Drevs, Jrmgard Kühn und die Herren Kammer-
ges Fra T path n7 Rudolf Rieth ernſte und heitere

ovträge beiſteuern. ie muſikaliſche Leitung der Vorſtellung
beſorgt Kapellmeiſter Rudolf Hänſel. Donnerstag (224. im
4 Viertel) wird das Luſtſpiel Huſarenfieber von Kadelburg und
Skowronnek wiederholt. Schillers Todestag wird am Freitag
mit einer einmaligen Aufführung von Kabale und Liebe ge-
dacht. Pfingſtſonntag nachmittag findet die letzte Volks
vorſtellung ſtatt. Zur Aufführung iſt Emilia Galottt
von Leſſing in Ausſicht genommen. Voranzeige: Letzte Neu-
einſtudierung: Genoveva von Hebbel.

Wiſſenſchaftliche Ballonaufſtiege. Von Montag, den 5. bis
Sonnabend, den 10. Mai, finden in den Morgenſtunden inter
nationale wiſſenſchaftliche Ballonaufſtiege ſtatt. Es ſteigen
Drachen, bemannte oder unbemannte Ballons in den meiſten
Hauptſtädten Europas auf. Der Finder eines jeden unbe
mannien Ballons erhält eine Belohnung, wenn er der jedem
Ballon beigegebenen Jnſtruktion gemäß den Ballon und die
Jnſtrumente ſor s birgt und an die angegebene Adreſſeſofort telegraphi Nachricht ſendet.

Schwere Unfälle bei der Arbeit. Geſtern vormittag wur
den zwei Arbeiter, die mit dem Verladen von Häuteballen im
Sophienhafen beſchäftigt waren, von einem vorüberfahrenden
Güterzuge der Halle Hettſtedter Eiſenbahn gefaßt und gegen

ahrkarte dur

die Häuteballen gedrückt. Der eine der Arbeiter, der an
ſcheinend ſchwere innere e davontrug, wurde mit
tels Krankenwagens dem Eliſabethkrankenhauſe zugeführt; der

andere kam mit geringeren Hautabſchürfungen davon und
konnte nach kurzer Zeit ſeine Arbeit wieder aufnehmen. Die
Schuldfrage iſt noch nicht geklärt. Ein Bäcker geriet geſtern
nachmittag in einem Grundſtück der Landsberger ich wi
ſchen Fahrſtuhl und Fahrſchacht, wodurch er ſich erhebliche Ver

an Der Verunglückte wurdeWert ſtädtiſchen Krankenwagens dem Diakoniſſenhauſe zu
geführt.

Ein Kind wetagfa en. Geſtern abend wurde eine Schü-
lerin von einem Kraftfahrzeuge auf der Alten Leipzigern überfcchren und ſchwer verletzt. Das Kind wurde der
Klini goefs rt, wo es bald nach der Einlieferung verſtorbena ſoll. Die Schuld ſoll den Führer des Kraft
reffen.

Feuer. r Ablöſchung eines Ladenbrandes wurde die
n geſtern nahmitiag nach dem Roten Turm gerufen.

as Feuer entſtand durch Herausfallen von Grude auf dicht
daneben lagernde Kiſten und Körbe. Der Brandſchaden be
trägt etwa 400 Mk.

Von der Straße. Sonnabend vormittag löſte ſich beimAbladen eines Oelfaſſes vor Große Steinſtraße 25 der Spund
des Faſſes. Ein großer Teil des Oeles ergoß ſich auf den
Bürgerſteig. In der Gr. Steinſtraße e auch das Pferd
eines Abfuhrwagens. Verkehrsſtörung fand nicht ſtatt. An
demſelben Abend wurde ein Depeſchenbote, der mit ſeinem

ahrrade aus der Torfahrt des Grundftücks Bernburger
traße 12-13 kam, von einem Filmfahrer angefahren und zu

Boden geworfen. Die Schuld trifft dem Filmfahrer. Am
Sonntag r r auf dem Mühlwege ein Leitungs
draht zum Feuermelder. Der Schaden wurde von der Feuer
wehr ſofort beſeitigt.

fahrzeuges
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von nachmittags

ſeinem ſtraffen und
KürzeBe Drama ein erhebendes

ur

dieſem Drama als ein
Einzig der weniger durchſichtig und klar gezeichnete
der Emilia könnte als leiſe Unſtimmigkeit in dem
wundervollen Einklang des Stücks empfunden werden. Daß
Emilias Tugendhaftigkeit, ihr Stolz, der Abſcheu vor der gräß-
lichen Tat, die ihr den Bräutigam am Hochzeitstage raubte
und deren moraliſcher Urheber ihr wohlbekannt iſt, ſie nicht
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m Zugentgleiſung. Sonnabende
zwei Stunden h Umſteigen auftechterhallen eehet, mußte

Könnern. Rechtsauskunft. Am Dienstag, den 6. Mai,
Uhr bis abends 7 Uhr, hält der Arbeiter

e aus Bernburg ſeine regelmäßige Sp
e 1

Aus den Gerichtsſälen.
Strafkammer.

Erfolgreiche Berufung eines Landwirtsſohnes. Als im
Sommer 1911 bei Weßmar eine Brücke über die Elſter gebautwurde, ſoll des Nachts eine Baubude öfter erbrochen worden

ein. Dann bemerkte man, wie dort abends Bretter und Säcke
ortgetragen wurden. Nach den Angaben eines entfernten
u en, ſoll ſich auch der 109 rig Landwirtsſohn Otto
öbold aus Weßmar von den Brückenmateriglien, die in
r Nähe Döboldſcher Felder lagerten, einen Sack Zement und

gine o Bohle aängeeignet haben. Der Verwandte beſtritt,dem S eindlich geſinnt zu ſein und will dem Gendarmen die

Sache nur gelegentlich erzählt haben. Der un e Döbold iſtinzwiſchen zweimal wegen Fagdvergehens a worden.
Wegen des Zement und Bohlendiebſtahls verurteilte ihn das
Merſeburger Schöffengericht zu drei Tagen Gefängnis. Gegen
dieſes Urkeik hatte D. Berufung eingelegt. Er gab in der
weiten Jnſtanz an, daß er eines Abends auf einem Döbold-gen Ackerſtücke einen Sack und eine Bohle habe liegen ſehen

und ſich mit den Verwandten über den Jnhalt des Sadckes
unterhalten habe. Auch habe er vielleicht gefragt, ob man die
Sachen brauchen und mitnehmen könne, ſie aber ſei Wig
des Verwandten liegen laſſen. Die Strafkammer hielt nicht

ir erwieſen, daß D. die beiden Gegenſtände ſelbſt nach ſeinem
ckerſtück geſchafft habe, kam zur Aufhebung des Urteils erſter

Inſtanz und zur Freiſprechung.
Schöffengericht.

Ueble Folgen einer Pfändung. Am 17. Februar ſollte bei
einem hieſigen Jnvaliden durch einen Gerichtsvollzieher eine
Pfändung unternommen werden. Der Beamte ſtieß auf Wider
ſtand und erlebte, von dem Jnbvaliden das erſte Siegel
und von deſſen r s zweite bei ſeiner Tätigkeit entwunden
wurde. ießlich ſoll das ſehr erregte Ehepaar den Gerichts
vollzieher auch noch mit einem Meſſer und einem Beile bedroht
aben. Darxaufhin holte er zwei Polizeibeamte zur Unter-
tützung herbei. Als die drei Beamten aber nach der Behau-
ung des e f7 h fanden ſie die Wohnung

verſchloſſen. wiederholten Aufforderungen wurde ſie ge
öffnet. Die Eheleute hatten nun Anklagen wegen Wider-
ſtandes gegen einen Vollſtreckungsbeamten und wegen Siegel-
bruchs erhalten. Das Gericht erinnerte aber daran, daß für
Vollſtreckungsbeamte die Vorſchrift beſteht, in ſolchen Fällen,
in denen ſie ernſtlichen Widerſtand zu befürchten haben, die

einſtweilen auszuſetzen und er oder
emeindebeamte als Zeugen nan Der Gerichtsvollzieher hätte alſo don rüher Polizeibeamte herbei-

rufen ſollen. Nach der Auffaſſung des u fengerichts hätte
der Gerichtsvollzieher im vorliegenden Falle, ſobald ihm die
erſten Siegel abgeriſſen waren, die Pfändung unterbrechen und
erſt der Heranziehung von Zeugen genügen ſollen. Da er trotz
der Widerſetzlichkeit der Eheleute die Pfändung fortſetzte, habe
er ſich nicht mehr in rechtmäßiger Ausübung ſeines Amtes be-
funden infolgedeſſen könnte der weitere Widerſtand des Ehe-
paares und die Bedrohungen mit dem Meſſer und Beile keine
z Sühne finden. Wegen des Siegelbruchs wurde der

hemann aber zu 15 Tagen und ſeine Frau zu einer Woche
Gefängnis verurteilt.

StadtTheater.
Emilig Galotti. In der Geſchloſſenheit ſeiner Handlung,

nſtvollen Aufbau, der epigrammatiſchen
des geiſtvollen, feingeſchliffenen Dialogs iſt das Leſ-

e nſtwerk. Seinen Untertonittert verhaltener Groll wider die zu Leſſings Zeiten
errſchende irtſchaft der Fürſten und ihrer Höflinge.
n der Chavak ergrichnnngehe Perſonen erweiſt ſich Leſſing in

eiſter plaſtiſcher Geſtaltungskunſt.

onſt ſo

vor der Gefahr ſchützen ſollten, den Verführungskünſten des
Prinzen zu unterliegen, erweckt Befremden. Und daß ſie von
einem vom Dichter als hochgebildet, kunſtſinnig und ſchön-
geiſtig a Manne wie dem P rinzen keine Ver

ewaltigung zu fürchten hat, darüber kann bei ihr jedenfalls
ein Zweifel mehr beſtehen. Jſt dem aber n dann erſcheint

Verhalten in der Schlußſzene und, als deſſen gole der von
atershand erbetene odesſtoß nicht mitund empfangene

voller pfychologiſcher Notwendigkeit begründet. Indes bleibt
dem Drama ſeine tiefe Wirkung unbenommen.

Der Darſtellung ſtellt es nur dankbare Aufgaben. Sie wur
den am Sonnabend zum Teil mit vredlichem Eiſer und tüch
tigem Können erfüllt. An der wohlabgerundeten, eindrucks-
vollen Aufführung, die ſich von ſo mancher bisher gebotenen
Klaſſikervorſtellung wohltuend abhob, hatte vor allem die um

weniger als d
Gaſtſpiele waren mit Engagement
der Titelrolle ſtellte ſich
Theater in Berlin vor.
backenes, braves
nicht durch das „warme jugendliche
Jnnere der keufſche
nicht, und ſelbſt im höchſten Affekt fehlten ihr die Töne,

Hauſes zu erobern.
treten, dem harmoniſ

ichtige Regie Karl Schollings ein erhebliches Verdienſt.
urde ihm doch ſeine Aufgabe durch die Mitwirkung von ni

rei Gä kaum leichter gemacht! Alle drei
chten verbunden. Jn

argarete Nowack vom Deutſchen
re Emilia war ein etwas haus-

en Tugendhaftigkeit ſicher
ut“ gefährdet war. Das

n Mädchenſeele aufzuſchließen, gelang ihr
e zu

en dringen. Wie raſch wußte ſich da der zweite Gaſt,
rude Tandar vom Mainzer Stadttheater, die Gunſt des

Jn ihrem ſicheren und gewandten Auf-
Zuſammenklang zwiſchen Haltung,

Geſte und Sprache, erkannte man ſofort die intelligente, be
gabte Schauſpielerin, die mit den Ausdrucksmitteln ihrer Kunſt
wohl umzugehen weiß.
ihr lebendiges, temperamentvolles Spiel ließen ſie für die Rolleder nputſt

Jhre imvoſante, raſſige GErſcheinung,

iven, geiſtvollen und klugen Gräfin Orſina wie ge-

h

r e e J

Waffen erſcheinen. Die große Sgene des 4. Aktes, in der ihrWalter Sieg der den ſchurtiſchen Kammerherrn Marinelli
überaus fein und wirkungsvoll chargkteriſierte ein ebenbür-
tiger Partner war, wurde ſo r künſtleriſchen Höhepunkt des
Abends. Ein Sygaamen rude Tandars kann unbedenklich
als ein Gewinn für die Halleſche Bühne bezeichnet werden.
Von dem dritten und letzten e: Hans Ludwig vom
Bremer 74 viel zu berichten, geſtattet ſchon die
von ihm geſpielte Rolle nicht. Sein Appiani machte mehr den
Eindruck eines Kammerdieners, als den eines Grgfen, und die
Schwermut dieſes Edlen vermochte der Gaſt nur in eine ſteife,
trockene Form zu kleiden zudem litt ſein Spiel auch noch unter
einer gewiſſen Unſicherheit. Den Prinzen ſpielte Rudolf
Rieth ganz ausgezeichnet, nur hätte er ihn gut um einige
Schattierungen männlicher geben dürfen. Albert Fried-
rich verkörperte den kraftvollen, wackeren und ſelbſtbewußten
Oberſten Galotti in vortrefflüicher Weiſe, und a rete
Höckor war als Claudiag am richtigen Platze.

Aus der Provinz.
Merſeburg. Die letzte Parteiverſammlung,

r erfreulicherweiſe ſehr gut beſucht war, wahm Stellung
zur Landtagswahl. Nach einleitenden Worten des Vorſitzenden
über die Unvollkommenheiten und Ungere
ßiſchen Landtagswahlrechts kam man zur
Landtagskandidaten. Es ſind au
der Genoſſe Richard Krüger Merſeburg und Genoſſe Aug.
Bretſchneider-Groß-Lehna. Alsdann wurde die Auf
ſtellung der Wahlmänner für die Urwahlen vorgenommen, und
zwar für 14 ſtädtiſche und für drei ländliche Wahlbezirke. Die
vöorgeſchlagenen Genoſſen wurden einſtimmig 4 tellt. So
dann gab ein Reviſor den Kaſſenbericht vom 1. Quartal 1918
bekannt. Die Geſamteinnahme und Ausgabe ſchließt mit
805,63 Mk. ab. Die Verhältniſſe der Lokalkaſſe haben ſich
weſentlich gebeſſert. Nicht ganz ſo zufriedenſtellend iſt der
Mitgliederbeſtand und die Zahl der Zeitungsabonnenten. Hier
läßt die Tätigkeit der Agitationskommiſſion und auch aller
Parteigenoſſen ſehr zu wünſchen übrig und es iſt notwendig,
daß in Zukunft eine intenſivere Agitation entfaltet wird.
Fine lebhafte Debatte entſpann ſich über die verſchiedenen
Ausführungen unſerer Stadtverordneten über Vorkommniſſe
im Stadiparlament in letzter Zeit. Es wurde unſern Genoſſen
allſeitige Zuſtimmung für ihr korrektes Verhalten zuteil und
die Diſtrikts t beauftragt, Material für die Agitation zu
den im Herbſt ſtattfindenden Stadtverordnetenwahlen zu ſam-
meln. Mit einem kräftigen Appell an die Anweſenden, recht
rege bis zur Landtagswahl für unſere Zwecke und Pro
paganda zu machen, wurde die Verſammlung geſchloſſen.

Schkeuditz Jugenderziehung im Zeichen dernationalen Zugendpflege. Derr Rektor Mickiſch,
der wegen ſeiner eigenartigen r ſchon wieder
holt im Volksblatt und der Leipziger Volkszeitung, ſowie in
fentlichen Einwohnerverſammlungen ſcharf kritiſiert worden
iſt,giſchen Fähigkeiten gegeben. Nachdem er bei ſeinem Kampf
egen die Sozialdemokratie wenig Ruhm geerntet, verſucht

Herr Mickiſch ſein Heil in der „nakionalen“ Jugendpflege, bis
her mit dem Erfolg, daß er ſeinen Schülern die ganze patrio-tiſche Jugendpflege verekelt und die proletariſche Jugend-
bewegung fördert. Ueber die Art und n wie das geſchieht,
wird uns berichtet: Vor einiger Zeit ſoll ein Schüler der Fort
bildungsſchule a einem andern, der wegen einer geringfügigen
Sache geprügelt worden war, geſagt haben: Na, ich an deiner
Stelle würde mich 7 ſchlagen laſſen! Nach 14 Tagen mel
dete der e Lehrer dieſes Ereignis ſeinem Vorgeſe

igkeiten des preu
ekanntmachung der

eſtellt für unſern Wahlkreis

ten, und Herr Mickiſch benutzte die ſich bietende Gelegenheit
für eine Aktion zu der nationalen Jugendpflege nach
einer Methode. it ſämtlichen Fortbildungsſchullehrern er

en der 5577 Rektor in der Klaſſe und lie
einen patriotiſchen Gefühlen freien Lauf. Er meinte: „Dieſer

üler hat ſich ein ſchweres Vergehen zuſchulden kommen
laſſen. Sr iſt der u der Schkeuditzer Arbeiterjugend-

in erregtem Tone

bewegung. We dieſem Menſchen nicht, denn der führt euch
auf ſchlechte Wege. Ein Bildnis von Laſſalle hat er auch ſchon
getragen.“ Dann legte dieſer unübertreffliche Jugenderzieher
im Beiſein aller For g. den 16fährigen „Verbrecher über die Bank, jedenfalls um ſeinen Kollegen zu
demonſtrieren, wie man den Arbeiterkindern den Pakriotis-
mus und den nationalen Sinn mit dem Stock in den Körper
treibt. Und das Bezeichnendſte: Die gebildeten Kollegen des
er Mickiſch ſtanden dabei, ohne auch nur den geringſten

roteſt gegen dieſe widerliche Szene zu erheben.
Aber damit noch nicht genug. Der Magiſtrat, der doch aus

verſchiedenen Stadtverordnetenſitzungen r wie nicht nur
die Arbeiterſchaft, eder auch der größte Teil des Bürger-
tums über die Methode des Herrn Mickiſch denkt, machte nicht
etwa dem Rektor Vorhaltungen wegen ſeiner eigenartigen Er-
ziehungsmethode, ſondern lud den Schüler vor und bedeutete
ihm, daß man diesmal von einer Beſtrafung abſehen wolle,
in Zukunft aber würde eine Strafe von 20 Mk. verhängt
werden. Es kann nur angenommen werden, daß der Magi-
ſtrat von der Schulverwaltung eine Anzeige bekommen hat
und nicht genügend über den wahren Sachverhalt unterrichtet
war. Denn daß die Stadtverwaltung dieſe neueſte Tat des
gert Rektor Mickiſch billigen könnte, iſt wohl ausgeſchloſſen.

offentlich verſuchen unſre Genoſſen im Stadtparlament in
der nächſten Sitzung, darüber noch Aufklärung zu erhalten.

Sangerhauſen. Achtung, Parteigenoſſenl Näch-
ſten Mittwoch findet eine Funktionärſitzung bei Herrmanns,
Schulgaſſe, ſtatt. Da verſchiedene Obmännerpoſten noch zu be-
ſetzen ſind, iſt es dringend nötig, daß ſich außer den Funk-
tionären n eine Anzahl Parteigenoſſen einfinden, welche
ewillt ſind, ihre freie Zeit mit Parteiarbeit auszufüllen. Alſo
en mache es ſich ein jeder zur Ehrenpflicht, ſeine ganze

freie Zeit der Parteibewegung zu opfern, denn der Arbeit gibt
es übergenug und iſt es nötig, daß dieſelbe möglichſt auf viel
Schullern verteilt wird.

„Parteiſteuern der Genoſſen“. Jn der ver-
gangenen Woche iſt das hieſige Bündlerblättchen wieder mäch-
tig gegen die e losgezogen, was ja bei dem
h chen Haſſe des „Hauptſchriftleiters“ gegen die moderne

rbeiterſchaft nicht weiter verwunderlich iſt. ir können aber
unmöglich jeden einzelnen der konfuſen Artikel unter die Lupe
nehmen und greifen deshalb nur eine Notiz heraus. Jn dem
Geſchreibſel, das die obenſtehende Ueberſchrift trägt, wird eine
Abrechnung des Breslauer Sozialdemokratiſchen Vereins inecht demagogiſcher Weiſe ausgeſchlaghiet unter Anfügung fol-
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at einen neuen Beweis ſeiner außerordentlichen pädago

anegr Sätze: „Es indelt ſich hier offenbar um Nebenein-
ünfte der Obergenoſſen, die allerdings mehr als die Hälfte der

Vierteljahrseinnabmen an Mitgliederbeiträgen und Eintritts-
geldern verſchlungen haben Es iſt alſo, wie man hier ſieht,
recht koſtſpielig, organiſierter „Genoſſe“ zu ſein; denn zu denParteibeiträgen treten ja noch die beträchtlich höheren Bei
träge für die Gewerkſchaftsverbände. Aber hier wie dort wird
den Beitragszahlern für v Arbeitergroſchen blutwenig (1)
eboten.“ Soviel Worte, ſoviel Verdrehungen und Unwahr-W Jn Wirklichkeit gehört doch eine ziemliche Portion
dealismus der „Obergenoſſen“ dazu, im Nebenamte tätig zu

ſein. Außer Verluſt ihrer freien Zeit entſtehen ihnen auch noch
materielle Opfer, denn für Nebenämter ausgeworfene Gelder
ſind bei weitem keine Bezahlung, ſondern nur eine kleine
Entſchädigung für die gehabte Mühe. Wir ſind eben bei der
Agitation vollſtändig auf uns ſelbſt angewieſen und können
dies nicht, nun, ſagen wir mal, höheren Bahnbeamten über-
laſſen, die ihren Einfluß auf Untergebene geltend machen.
Verſtanden, Herr „Hauptſchriftleiter“? Die Unwahrheit der
Behauptung, daß den Arbeitern für ihre Gewerkſchaftsbeiträge
„blutwenig“ geboten wird, kann am beſten durch eine Gegen-
überſtellung der Einnahmen und Ausgaben für Unterſtützungen
der hieſigen freien Gewerkſchaften für das Jahr 1912 bewieſen
werden. Einer Geſamteinnahme von 309 448,48 Mk. ſteht an
Ausgaben für Unterſtützungen gegenüber die Summe von
10 864,86 Mk. alſo mehr als der vierte Teil der Einnahme.
Damit ſind die Leiſtungen der Gewerkſchaften aber keineswegs
erſchöpft. Die Mitglieder genießen noch die Vorteile der un
entgeltlichen Benutzung einer vorzüglichen Bibliothek, des
Rechtsſchutzes in allen das Arbeitsverhältnis angehenden
Klagen, die unentgeltliche Vertretung in allen Jnſtanzen der
Arbeiterverſicherung uſw. Dabei iſt aber nicht zu r
der ſehr h Umſtand, daß ohne das Beſtehen der Ge-
werkſchaften der Lohn noch um Bedeutendes niedriger wäre,
als der Beitrag für die Organiſation beträgt. Ein Menſch
mit einigermaßen objektiven Anſchauungen wird angeſichts
dieſer Leiſtungen nicht gee daß dies blutwenig ſei.
Nur der adlige „Hauptſchriftleiter“ der Kyffh. Ztg. ſcheut ſich
nicht, die Wahrheit zu verſchandeln, damit trefflich die Tat-
ſache illuſtrierend, daß ein adliger Name noch lange nicht den
Adel der Geſinnung verbürgt.

Wiitenberg. Stadtverordnetenſitzung. Der Erſte
Bürgermeiſter Dr. Schirmer erhält vor Eintritt in die
Tagesordnung das Wort zu einer Jnterpellation, die Stadtv.
Prof. Schwargze für die geheime Sitzung geſtellt hatte. Der
Bürgermeiſter hielt es indes fur angebracht, in öffentlicher
Sitzung dazu zu ſprechen. Die Schwarzeſche Jnterpellation
bezog ſich auf die Neubeſetzung der erledigten Stelle des
Polizeikommiſſars, die der Magiſtrat nicht ausgeſchrieben hat,
ſondern die er mit einem Beamten zu beſetzen gedenkt, der bis
her in anderer Stellung auf dem Rathauſe beſchäftigt war.
Der Bürgermeiſter lehnte in recht energiſchen Worten die Be
antwortung der Interpellation ab, da ſie die Befugniſſe der
Stadtverordnetenverſammlung überſchreite und zum Teil von
unſachlichen Motiven diktiert ſei. Bedenken gegen die Quali-
fikation des Beamten könnten erſt bei der Wahl desſelben, die
vorderhand noch nicht erfolge, angebracht werden. Profeſſor
Schwarze ſich gegen die Aeußerungen des Bürger
meiſters; ſeine Anfrage verſtoße nicht gegen die Befugniſſe der
Stadtverordneten, er werde das, was er zu ſagen habe, in der
geheimen Sitzung vorbringen. Nach weiteren Bemerkungen
einiger anderer Redner trat die Verſammlung in die Tages-
ordnung ein. Aus den An und Abmeldungen pro iſt
8 erſehen, daß 800 Perſonen zu und 4680 abgezogen ſind.

ie beiden Gemeindeſchweſtern Koch und Niegel haben ihren
Jahresbericht eingereicht. An Stillprämien wurden an 51
Mütter, darunter 4 mit Zwillingen, insgeſamt 540 Mk. ver
teilt, und zwar pro Woche 1 Mk. Wenn auch dieſer erſte Ver
ſuch unſerer Stadtverwaltung auf dem Gebiete der Säuglings-
pflege und des Säuglingsſchutzes recht anerkennenswert iſt, ſo
iſt doch mit ſo geringen Mitteln nichts Durchgreifendes zu er
reichen. Die De eiten nung einer größeren Summe dürfte
hier ſehr angebracht ſein. Bei der Prüfung der Rechnung der
Gasanſtaltskaſſe pro 1912 frug Stadt. Eſſebier an, was
es mit den im Lindenfelde aufgeſtellten neuen Lampen, Jnvert-
lampen, für eine Bewandtnis habe. Stadtrat Merker er-
klärte, daß man damit einen Verſuch gemacht habe; die
Lampen ſollten bei größerer Leuchtkraft ſparſamer brennen,
was ſich nicht bewahrheitete. Der erneut von den hieſigen
kaufmänniſchen v r einge reichte Antrag auf Er
weiterung des Kaufmannsgerichts auf die Nach-
barorte wurde durch Uebergang zur h erledigt.
Stadtv. Lehmann erklärte ſich einverſtanden, die Sache noch
einmal zu prüfen, wenn die Gemeinden zur anteiligen Koſten
übernahme bereit ſind. Sonſt ſprach keiner der Herren für
dieſen durchaus enaeäßen durch die Verhältniſſe gebotenen
Antrag. Wiederum ein Zeichen, daß in unſerem Stadtparla-
ment die Vertreter der arbeitenden Klaſſe fehlen. Ein Antrag,
den Beiſitzern von unbebauten Grundſtücken in der Heubner-
ſtraße die Koſten für ausgeführte Kanalanſchlüſſe zu ſtunden,
bis das Grundſtück bebaut iſt, wurde angenommen. Die An-
legung eines Radfahrweges in der R bezweckt ein An
trag des Stadtv. Dr. Krüger. Da aber die Laternen dieſer-
ar verſetzt werden müßten, ſo ſoll die u n den
üdlichen Fußweg für die Radfahrer freigeben. Zum Regie

rungsjubiläum Wilhelms II. werden an die bedürftigen Vete-
ranen Spenden von je 50 Mk. verteilt. Ein diesbezüglicher
Antrag, der 2500 Mk. für dieſen Zweck zur Verfügung ſtellt,
fand Annahme. Jm Melanchthon-Gymnaſium iſt pro 1912
eine Mindereinnahme bon 4051,65 Mk. entſtanden, die in der
Hauptſache auf den ehe der Schülerzahl zurückzuführen
iſt. Der i wurde bewilligt. Die Kleinkinderſchule hat
um eine Beihilfe von 500 Mk. gebeten. Stadtv. Holttz
hauſen war für die Bewilligung, da die Anſtalt, in der
80-100 Arbeiterfamilien ihre Kleinen ſchicken, ſonſt in Frage
geſtellt ſei und eine eng gug SparkaſſenUeberſchüſſen
in dieſem Jahre doch wegfiele. Die 500 Mk. wurden bewilligt.
Zum Städtetag in Wernigerode wurde Stadtvexordnetenvor
ſteher Bickel delegiert.

Mückenberg. Zur Landtagswahl. Die Abteilungsliſten
liegen am 5., 6. und 7. Mai im Bureau des Gemeindevorſtehers
aus. Sehe ein jeder Wähler die Abteilungsliſte ein, ob er auch
darin verzeichnet iſt. er Mückenberger Gemeindebezirk iſt
in zwei Urwahlbezirke eingeteilt. Der 1. Urwahlbezirk um
faßt den nördlichen Teil des Ortes von der Elſterwerdaer
Straße und Senftenberger Straße, der 2. Urwahlbezirk um-
faßt die Elſterwerdaer und Seftenberger Straße, den Denk-

malsplatz und den ſüdlich von beiden genannten Straßen ge-
legenen Ortsteil. Die Urwähler des 1. Wahlbezirks wählen
im Starkeſchen Gaſthofe wie folgt: Die 3. Abteilung von vor-

Sunlich Seife
ist e ihrer edeln Qualität auch eine h Badeseife!
Sie biſder bei spargamem Verbrauch einen herrſi
ertsht tatsächlich die erquickende Wirkung äes Gacies Viese Seife

üst für das Waschen der Kinderwäsche besonders zu empfehlen

en Schaum und



mittag 10—-12 Uhr, die 2. Abteilung von 1211 r, die
1. Abteilung von 2-24 Uhr nachmittags. Die Urwähler des
2. Wahlbezirks wählen im Langhammerſchen Gaſthofe wiefolgt: Die 3. Abteilung von vormittag 10--12 Uhr, die 2. Ab-

teilung von 1216116 Uhr und die 1. Abteilung von 224Uhr nachmittags. Die Wähler werden erſucht, Legitimation
mitzubringen.

Soziales.
Profit und Volksgeſundheit.

Straßburg i. Elſ. hat einen tollen Schlachthausſkandal zu
verzeichnen. Die Klage eines Metzgergeſellen vor dem Ge-
werbegericht führte zur Aufdeckung gewiſſenloſeſter
Praktiken im ſtädtiſchen Schlachthauſe. Ein wegen Ein-
behaltung ſeines Lohnes klagender Geſelle ſagte vor dem Ge-
werbegericht aus:

Die ſtädtiſchen Schlachthausarbeiter und Reiniger gaben
mir wöchentlich 68 kranke Lebern, die auf Veran-
laſſung des Tierarztes dem Waſenmeiſter zur Vernichtung
übergeben werden ſollten, die alſo beſchlagnahmt waren.
Dieſe kranken Lebern habe ich an den Kuttelmeiſter K. ab-
geliefert. Auch andere Kuttelmeiſter bezogen auf dieſe
Weiſe von den kranken Fleiſchteilen. Die kranken Lebern
wurden dann als geſunde Lebern in den Verkauf gebracht.
Von den Kuttelmeiſtern erhielten die Geſellen pro Leber
2 Mk.

Dieſelben Angaben machte der Geſelle auch vor der Straß-
urger Staatsanwaltſchaft. Vor einigen Tagen beſchäftigte
ſich nun das Schöffengericht mit dieſer Angelegenheit.

Die Zeugenvernehmung ergab ein Bild ſchauderhafteſter
Wirtſchaft im Straßburger Schlachthaus. Man wurde an die
Enthüllungen aus amerikaniſchen Schlachthäuſern erinnert,
als die Zeugen angaben, daß mit den kranken Eingeweiden,
mit tuberkulöſen Lebern, kranken Magen, verdorbener Milz,
kurz allen Teilen die von der Fleiſchbeſchau für ungenießbar
erklärt worden waren, ein ſchwunghafter Handel getrieben
ird. Der angeklagte Metzgergeſelle gab unumwunden zu,daß er fü Meiſt direkten Auftrage durch deſſen

zum Diebſtahl von verdorbenem Fleiſch ange-Geſchäftsführer
halten worden war. Hätte er ſich dem Auftrage, wofür es
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Trinkgelder gab, nicht gefügt, ſo wäre er einfach aus
der Arbeitsſtelle gepflogen.

Ein ebenfalls angeklagter Metzgermeiſter D. habe hie und
da 100 bis 150 Pfund ſolcher Eingeweide pro Woche
erhalten. Der angeklagte Meiſter D. erklärte, er habe keine
Ahnung gehabt, woher der Geſelle die ihm gelieferten Fleiſch

ile habe; aber er wiſſe, daß es Mode ſei, im Schlachthauſe
dieſe Eingeweide von Geſellen zu kaufen. Ein als
Zeuge vernommener Geſelle betonte, daß kein Metzgergeſelle
im Schlachthauſe exiſtieren könne, der nicht ſtehle.
Stehlen müſſe man, um nicht entlaſſen zu
werden. Er habe mit noch einem Kollegen ſelbſt geſehen,
wie der angeklagte Geſelle für geliefertes krankes Fleiſch
18 Mk. erhalten habe. Für die tuberkulöſen Lebern ſeien
2 Mk. pro Stück bezahlt worden. Es könne vorkommen,

das wöchentlich 100 Pfund Fett von krankem Vieh wegkommen,
die dann nach Durlach verſandt werden, und dort zu Seife
(in der Verhandlung hörte man ſogar das Wort „Mar-
garine“) verarbeitet würden. Die Verteidigung führte
hierbei auch einen Fall an, in dem krankes Fett geſammelt,
vom Tierarzt unterſucht und 12--15 Pfd. davon beſchlagnahmt
wurden. Der Beſitzer habe hiervon Kenntnis erhalten
und ſchnell noch weitere Teile beſeitigt. Durch die Ver-
teidigung wurde die Ladung weiterer Zeugen beantragt, ſo
daß die Verhandlung vertagt werden mußte.

Allerlei.
Die internationale Baufach- Ausſtellung in Leipzig,

monumental in Ziel und Umfang, wurde am 3. Mai eröffnet.Alles, was mit Bauen und Wohnen zuſammenhängt, ſoll ſie

zeigen: alle erdenkbaren Bauſtoffe, ihre Verarbeitung und Ver
wendung, Baumaſchinen und Baumethoden, die wiſſenſchaft
lichen Hilfsmittel für die Bauſtoffprüfung, Unfallverhütung,
Wohnungshygiene, Wohnungskunſt, Städtebau, Verkehrs-
anlagen, Jngenieurkonſtruktionen, Probleme der Bodenpolitik
und hunderterlei anderes. Die architektoniſche Herrichtung der
Ausſtellung bleibt nach dem erſten Eindruck hinter der Auf-

»gabe, die die große Abſicht ihr ſtellte, zurück. Es gelang nicht,
das mächtige Ausſtellungsgelände planmäßig zu gliedern, und
den Hallenbauten fehlt es ſehr an der Kraft, die mehr als
handwerksmäßigen Durchſchnitt geben könnte. Eine Leiſtung,
die den großen Baukünſtler verrät, iſt die Betonhalle von Wil-
helm Kreis. Sie ſoll zeigen, daß mit einem ſo modernen
Material wie Beton genau dieſelbe Wirkung erzielbar iſt, wie
mit dem Stein, den die Alten beim Bau des Pantheon ver-
wenden mußten. Der Konkurrenz des Beton, dem Eiſen, hat
der Berliner Bruno Taut nebenan ein Monument errichtet, das
in einem gewiſſen Gegenſatz zu dieſem Experiment Wucht und
Schönheit zu entfalten ſucht durch die Herausarbeitung der
ganz neuen Ausdrucksmöglichkeiten, die in dem Material als
noch ungelöſt ſchlummern. Vorläufig iſt die Ausſtellung aber
bis auf die Bauten noch in unfertigem Zuſtande. Es wird noch
eine gute Weile dauern, bis ein Bang durch die noch leeren
Hallen ſich lohnt.

Ein „Attentat“ eines Wirrkopfes.
Die nationale und patriotiſche Preſſe hat wieder ihre Sen-

ſation. Ein armer Teufel und Wirrkopf hat dem Groß-
herzog von Baden bei einer Ausfahrt in Mannheim
eine Bittſchrift überreichen wollen, woraus gleich wieder ein
„Attentat“ fabriziert und der Attentäter zum „Anarchiſten“
geſtempelt wird. Dieſe alten Tricks werden immer wieder an-
gewandt und ziehen noch immer. Die Meldungen beſagen:

Mannheim. (Amtlich.) Bei der Ausfahrt aus dem
Bahnhof zum Rennplatz ſprang auf das Trittbrett des
Wagens des Großherzogspaares ein gewiſſer Jung, arbeits-
loſer Tapezierer aus Ottersdorf (Amt Raſtatt), in Mann-
heim wohnhaft, wurde aber durch den Großherzog zurück-
geſtoßen und ſofort verhaftet. Jm Beſitze des Jung fandrich ein gewöhnliches Taſchenmeſſer. Jung iſt Anarchiſt
und wollte angeblich ein Attentat auf den Großherzog
verüben.

Eine weitere Meldung beſagt: Ueber den Hergang des
Ueberfalls hat der Großherzog zu ſeiner Umgebung geäußert,

daß er ſelbſt nicht daß der Mann einMeſſer in der Hand geha habe 73 n ſei auf das
ittprett des Wagens geſ, m en und ha erſucht, ihn an
der Bruſt zu faſſen. Der rzog habe ihm dann mit demSäbelknauf einen Stoß anieg das Kinn verſetzt, ſo daß er

rücklings vom Wagen fiel. Der Verhaftete gab verwirrte Aus
künfte. U. a. erklärte er, er handle im Auftrage einer Bande,deren Namen er nicht verraten werde. Er ſei gedienter Kaval
leriſt, Tapezierer, 1872 geboren und hier in der Schwetzinger
Vorſtadt wohnhaft. Er hat in den letzten Wochen nur aus-
hilfsweiſe Arbeit an. Er ſei Anarchiſt, und er habe dem
Großherzog eine itt ſchrift überreichen wollen, in der
er um Hilfe bat. Jm Falle der Ablehnung wollte er tät-lich werden. Auf die Unmoglichkeit dieſes Anſinnens und ſeine

Widerſprüche aufmerkſam gemacht, ne er keine Auskunft. Er
hatte auch einen Brief in der in dem aber nur ſtand,
daß er um h bitte.“

Dieſe Meldungen laſſen erkennen, daß man es mit einem
Geiſtesverwirrten zu tun hat. Daß man ſolche albernen
Streiche natürlich wieder zu einer Verdächtigung oder gar
Hetze gegen die Sozialdemokratie ausſchlachten wird, iſt ſelbſt
verſtändlich.

Wenn Könige reiſen
Der Pariſer Gaulois meldet aus Bahonne- Der König

von Spanien wird auf ſeiner Reiſe nach Paris auf dem
Flugfelde in Tours offiziell empfangen werden. „Bedeutende
Vorſichtsmaßregeln“ ſind bereits getroffen. Der Excelſior
teilt mit, daß die Garniſon von Fontainebleau, woſelbſt derV im Schloſſe Wohnung nehmen wird, die nur aus einem
Jnfanterie- und einem Fußartillerieregiment beſteht, und 3000
Mann zählt, als „zu ſchwach für den Schutz des Königs“ an-
gelten wird. Man wird infolgedeſſen dieſe Garniſon durch
4 Jnfanterieregimenter, 2 Dragonerregimenter und 270 Gen-
darmen verſtärken.

Nun kann Alfons beruhigt reiſen.

Dynamitattentat mexikaniſcher Rebellen.
Aus Mexiko wird gemeldet, daß die Anhänger des Rebellen-

generals Zapata bei Lacascade einen Zug mit Dyna-
mitin die Luft geſprengt haben, in dem ſich auch eine
Anzahl hoher Regierungsbeamten befand. 45 Perſonen wurden
bei dem Attentat getötet. Die Zahl der Verwundeten über-
ſteigt hundert. Eiligſt aufgebotene Rurales, die ſofort
an den Schauplatz der Schreckenstat abgingen, vermochten nur
noch mit den in die Berge geflüchteten Aufſtändiſchen einige
Schüſſe zu wechſeln.

GwSSSGGGSGSSSGGGGGGGG. t
Letzte Nachrichten.

Nikita gibt Skutari auf!
Budapeſt, 5. Mai. Jn der heutigen Sitzung des Reichs

tages teilte Miniſterpräſident Lukacs mit, daß er ein Tele
gramm des öſterreichiſchen Geſandten in Cetinje erhalten habe,
nach welchem König Nikolaus beſchloß, Skutari bedin-
gungslos zu räumen.

Sprechſtunde der Redaktion von 12 bis 1 uhr.

4 As beſte Küchenhilfsmittel
Man verlange ausdrücklich MAGGIS Würze und achte auf die Schutzmarke.

ist und
bleibt

MAGGI Würze r

Sowohl in Feinheit des Geschmacks, als auch in
Ausgiebigkeit und Billigkeit steht sie unerreicht da.
Vorteilhaftester Bezug in großen plombierten Flaschen.

MAGGis gute, sparsame Küche

Anſang S Uhr. n
Zlatzheim „Der tapfere Soldat

„Im weissen Rüssel“.Zumna Sehreien Komiseh:
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Mitglieder Versammlung.
Tagesordnung: Verbandsangeltegenhetten.

r Jm Anſchluß daran: Gemütliches Beiſammenſein. I
Um vollzähliges Erſcheinen erfucht Der VorſtandNB. Die Sektion der rerhaiter hält ihre Monats-Verſamm-

lung am Mittwoch, den 14. Mai ab 918
Klelderschränke
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Lederhandlung
Carl Friedrich Nachf. arbeitet Wilawi. e di

e meau, eilerſpiegejetzt 300 19--26 Stühle, Tiſche, dauer
hafte Bettſtellen mit Matragtzen,
komplette e wrichtungen
verkauft ſpottbillio [902
rig Jungblut, Aegeſtraße 37,

Bruderstr. 13
emphehlt vilitigst

laedoeraussehnitt ſte-Geſchäftv. Triedrichplatz

l. Schuhmacher Artikel. Wasch- Gefässe,
dauerhaft und billig Sagerkeſtahd

über 600 Stück.
Transvort frei Haus.
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3 *12 Badewannen von 3 Mk. an,Bruchbänder, mur degt- Sa annen S n g.
1. rü er m. Dechel v an,i i e eodelle. cherei C ers oGeradehalter, 18 dicht am Markt.

fachmännisehe, streng sachgemäße Gegründet 1883.
Bedienung.

Haue a. S.,F. Hellwig, Barfüsserstr. 10.
Fernruf 2620. Gegr. 1831.

Aeltestessperialgeschäft am Platze Se—pelne Schlafſtelle zu vermieten.

Wohnungs- Anzeigen
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Allein Fabr.: Holl. Marg.- Werke Jargens T Prinzen G. m. b. H,, Goch (Rhld)

Von nöchsterm
Wohlgeschrmach
wie e Noturbutter

Apold- Treaten.

Täglich abends 8

tolle
Mimi“.

Burlesker Schwank i. 3 Akten
von E. Bastien u. E. Ritterfeld.

Lachſturm
auf Lachſturm!

1664

Makulatur
verkauft

Hallesche Genossensch. Buchör.

Stadt Theater
917 in Ralie.
Direktion Geh. Hofrat R. Richards.

Dienstag den 6. Mai 1913
Anfang 8,5 Uhr

223. Abonnem. Vorſt. 3. Viertel.
Schülerkarten Mk. 1.30 (einſchl.Nädt. Billettſteuer u. Gar euch

geld) an der War und Abend-

Von Parteigenoſſ. werden ſofort
150 Mark gegen gute Sicherheit
auf Jahr gesueht. Offert. unt.
V. 298 an d. Volksbl gtt. *460

Ernst Haeckel
Volksausgabe. Preis 1 M.

empfiehlt

Volksbuchhandlung Halle a. S.

Arhetsin
gffene Stellen aller Berufe ent

hält ſtets die Zei-
tung: Deutſche VakanzenPo ſt,

Eßlingen 156.

Einen tüchtigenWellzeug dvloſer

Ein überretche

Belohnung
finden Ste durch einen überraſchen-
denErfolg, wennSie beiſSchuppen-
flechte Obermeyer's Medizinal
Herba Seife gebrauchen. Zahl-reiche Anerkennungen beſtätigendie

mitunter unerwarteten, guten Re-ſultate, ſelbſt da wo andere Mittel

verſagten *457Medizinal HerbaSeife à Stück
50 Pf., 30 ſtärkeres Präp. M. 1.-z. hab i. all Apoth., Drog. Varfüm

Frauen
brauchen bei Störung. u. Unregel-
mäßigkeit. ſow. Wei fluß nur Hr.
Scheidig's Salſnerol. Garant.
unſchädri Pulver 4 M., Tropfen
6.00, 81 R. fow. ſämil. hygie

niſche Bedarfsartikel billigſt

In i t

Zum letzten Male:

Der Erbförster.
Trauerſpiel in 5 Aufzügen

von Otto Ludwig.
Kaſſenöffn. Fude u. 8,5 Uhr.

Hosenträger,ob Oſt, Rord, Süd oder Weſten.

Kerizscher“s vi6
Träger ſind die beſten,

von 75 Pfg. bis 5 Mk.Untere Leipa gersrasse 26.
Grosse Ulrichstrasse 63

(vis-a-vis Arnold Troitzsch). Mittwoch den 7. Mai 1913
Abends 8,5 Uhr:

225. Abonnem. Vorſt. 1. Viertel.
Benefſiz für Regiſſeur

Georg Thiess.
Mein Leopold

Volbsſt tück mit Helgng und Tanz

Sitz- und Liegewagen u. Sport
wagen billig zu verkaufen
907 Beeſenerſtraße 10t, III.

Hmheer-Strup
mitfeinſter Raffinade eingekocht

Tag tJeden Dienstag i weiteate t r pr. Conrad Scheicie
4 Se Harz 17, J. l., kl. b Stube mit ne alen Graſeweg3a, p. I. N. Mar tin, Sjſengießerei.

ars ſeſdetſrnße Kaffee. Woche 3.50 3. verm. 867 Samenbedienung. Rückporto. 439 Biti er

e c e nan e

ver Pfd. 60 empfiehlt 900 bten von L'Arronge.
h Breiteſtr. 12, am 3. Akt: Knhbaroett.

bar Booch, Marktolagim
Turm, Leipzigerſtraße 61/62. und e. wonnen deJ nahme, daß ſich am iuwoch nd

—2DDZI 2ZD onnerstag ein Umtauſch als not
Morgen u. jed. Dienstag wendig erweiſt.

e ehe no h. scher, tattGroße Goſenſtraße 30. r 22 Gietteh erstas

tn
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